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Zusammenfassung 

Die öffentliche Statistik vermittelt datenbasierte Informationen zum Stand und zur Entwicklung wichti-
ger Lebensbereiche unserer Gesellschaft. Ihre Tätigkeiten haben einen allgemeinen Informations-
zweck, indem sie unter anderem Entscheidungsgrundlagen für die Politik, die öffentliche Verwaltung, 
die Wirtschaft aber auch für die allgemeine Öffentlichkeit liefert. Im Kanton Aargau ist die "Statistik" 
als eigenständiger Aufgabenbereich definiert und dem Amt "Statistik Aargau" des Departements Fi-
nanzen und Ressourcen übertragen. Die Aufgaben von Statistik Aargau beruhen teilweise auf kanto-
nalen Gesetzen sowie auf einzelnen Regierungsratsbeschlüssen, während eine einheitliche Geset-
zesgrundlage fehlt, die den Produktionsprozess der öffentlichen Statistik abbildet. Um diese Lücke 
zu schliessen, hat der Regierungsrat einen Entwicklungsschwerpunkt ʺSchaffung einer gesetzlichen 
Grundlage für die öffentliche Statistikʺ (415E004) in den Aufgaben- und Finanzplan (AFP) 2022–

2025 aufgenommen. Der Grosse Rat hat diesen Entwicklungsschwerpunkt genehmigt. 

Der vorliegende Anhörungsbericht zeigt, gestützt auf die umfassend dargestellte Ausgangslage, den 
Handlungsbedarf im Bereich der öffentlichen Statistik des Kantons Aargau auf. Dieser besteht einer-
seits aufgrund ungenügender gesetzlicher Grundlagen für die heutige kantonale öffentliche Statistik 
und zum anderen in der konsequenteren Nutzung des bestehenden Handlungsspielraums im Be-
reich der öffentlichen Statistik. Letzteres in dem Sinne, als die fortschreitende Digitalisierung neue 
Möglichkeiten eröffnet. Einerseits vereinfacht sich dadurch die Datenerhebung und entlastet die Da-
tenlieferanten. Andererseits kann die Datenqualität gesteigert werden, was letztendlich auch zu ei-
nem umfangreicheren und verlässlicheren Angebot an statistischen Ergebnissen führt.  

Die eher komplexe Thematik und der nur kleine Bezug zu bereits bestehenden Gesetzen wie dem 
Gesetz über die Information der Öffentlichkeit, den Datenschutz und das Archivwesen (IDAG) oder 
dem Register- und Meldegesetz (RMG), erfordern die Schaffung eines Spezialgesetzes für die kan-
tonale öffentliche Statistik. Dieses soll insbesondere den Produktionsprozess der öffentlichen Statis-
tik aufgreifen, welcher die Erhebung, Bearbeitung, Aufbewahrung und den Schutz der Daten sowie 
die Veröffentlichung von statistischen Ergebnissen umfasst. 

Der vorgeschlagene Regelungsansatz:  

 schafft die demokratische Legitimation für die öffentliche Statistik im Kanton Aargau; 
 hilft, die kantonalen Informationsbedürfnisse von Politik und Gesellschaft zu befriedigen; 
 nutzt den Handlungsspielraum im Bereich der öffentlichen Statistik konsequenter, insbeson-

dere in Bezug auf das Verknüpfen von Datenquellen, das Erschliessen neuer Datenquellen 
sowie das Erleichtern der Zusammenarbeit mit anderen Kantonen und dem Bund; 

 schafft im datenintensiven Bereich der öffentlichen Statistik mit der Normierung des Statis-
tikgeheimnisses und der Zweckbindung Rechtssicherheit und -gleichheit sowie Vertrauen; 

 minimiert die Belastung von Wirtschaft und Öffentlichkeit durch statistische Erhebungen; 
 verbessert die Effizienz des Mitteleinsatzes und vermeidet Doppelspurigkeiten bei Datener-

hebungen; 
 sichert die Objektivität, Zugänglichkeit und Verwendung der Auswertungsergebnisse für die 

demokratische Meinungs- und politische Willensbildung. 

Das neue Statistikgesetz soll zusammen mit den erforderlichen Ausführungsbestimmungen auf Ver-
ordnungsstufe voraussichtlich am 1. Januar 2024 in Kraft treten. 
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1. Einleitung 

Für eine transparente, datengetriebene und evidenzbasierte Entscheidungsfindung in der Politik und 
der öffentlichen Verwaltung ist die Bereitstellung von öffentlichen Statistiken zentral. Damit offizielle 
Statistiken der Meinungsbildung sowie als Entscheidungsgrundlage dienen können, müssen diese 
belastbar, relevant, transparent und vertrauenswürdig sein. Auf der anderen Seite nehmen die Unsi-
cherheiten der Bevölkerung und der Politik gegenüber der Datennutzung zu. Das dazu nötige Ver-
trauen kann nur erlangt werden, wenn wissenschaftlich fundierte Produktionsprozesse zum Einsatz 
kommen, komplexe Sachverhalte verständlich und transparent aufgezeigt werden und für das staatli-
che Handeln genügend rechtliche Grundlagen vorhanden sind. Letzteres ist für die öffentliche Statis-
tik im Kanton Aargau bisher noch nicht der Fall. Als Ausdruck der Informationsgesellschaft wird der 
Bedarf nach vertrauenswürdigen offiziellen Statistiken auch in Zukunft weiter steigen. Zudem eröffnet 
die fortschreitende Digitalisierung Möglichkeiten, die auch der Staat nutzen sollte. So findet ein Para-
digmenwechsel hin zu komplexeren statistischen Methoden wie der Datenanalytik statt, mit Hilfe de-
rer sich Wirkungsmechanismen erklären und sich Effekte verschiedener Einflussfaktoren ergründen 
lassen. Die digitale Transformation eröffnet zudem neue Datenquellen, welche herkömmliche Daten-
quellen ergänzen, erweitern oder ersetzen. Der vorliegende Anhörungsbericht zeigt den Handlungs-
bedarf auf und präsentiert darauf gestützt einen Vorschlag für die Schaffung möglicher, gesetzlicher 
Grundlagen für die öffentliche Statistik.  

2. Ausgangslage 

2.1 Was ist Statistik? 

Mit "Statistik" wird einerseits die Wissenschaft von der zahlenmässigen Erfassung, Untersuchung 
und Auswertung von Massenerscheinungen beschrieben.1 Dabei stehen das Verfahren und die Me-
thode im Zentrum. Andererseits wird auch das Ergebnis dieser Prozesse als "Statistik" bezeichnet. 
Dieses macht in Kennzahlen, Tabellen und Graphiken mehr oder weniger stark verdichtete Angaben 
über den untersuchten Sachverhalt. 

Die Wissenschaft der Statistik kann sowohl als Teilgebiet der Mathematik, als auch als eigenständige 
mathematische Disziplin betrachtet werden. Mit der zunehmenden Menge an verfügbaren Daten ge-
winnt die Statistik, als theoretische Grundlage aller empirischen Forschung, an Bedeutung. Dabei ist 
sie eine Querschnittsdisziplin, die im Zusammenspiel mit anderen Wissenschaften eine bedeutende 
Rolle spielt.2 

Im Folgenden wird der Begriff "Statistik" sowohl für den methodischen Ansatz als auch für das Resul-
tat verwendet. 

2.2 Definition, Zweck und Wichtigkeit der öffentlichen Statistik 

Die öffentliche Statistik erstellt und vermittelt nutzergerechte Informationen zum Stand sowie zur Ent-
wicklung der Bevölkerung, Wirtschaft, Gesellschaft sowie des Raums und der Umwelt.3 Ihre Tätigkei-
ten haben einen allgemeinen Informationszweck und decken die statistische Grundversorgung ab. 
Die Aufgaben umfassen die Konzeption, das Beschaffen und Verarbeiten von Daten sowie das Über-
prüfen und Veröffentlichen der Resultate. So werden statistische Informationen zur breiten Informa-
tions- und Wissensvermittlung zeitnah zum Produktionsprozess der Öffentlichkeit zur Verfügung ge-
stellt. Dabei werden die Resultate nicht gewertet, was die Unabhängigkeit von politischen sowie von 
partikulären Interessen gewährleistet. 

                                                   
1 Vgl. www.duden.ch / Startseite / Wörterbuch / Statistik (zuletzt besucht am: 11. November 2020). 

2 PETER KURATLI, Die öffentliche Statistik im Recht, Zugleich ein Beitrag zur Bedeutung von statistisch-ethischen Regelwerken, Zürich 2017, S. 1. 

3 Vgl. www.bfs.admin.ch / Das BFS / Öffentliche Statistik (zuletzt besucht am: 14. Dezember 2020). 

http://www.duden.ch/
http://www.bfs.admin.ch/
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In demokratischen Gesellschaften erfüllt die öffentliche Statistik einen unerlässlichen Service public, 
in dem sie den Informationsbedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger sowie des Gemeinwesens 
Rechnung trägt.4 Sie unterstützt die demokratische Meinungs- und Willensbildung und stellt objektive 
Führungsinformationen für die Legislative, Exekutive und Verwaltung bereit. Dabei ermöglicht sie da-
tenbasierte Entscheide in der Planung und Steuerung zentraler Politikbereiche. Übersichtsstatistiken 
können zudem Monitoring-Prozesse ergänzen und reduzieren den Aufwand der Verwaltungseinhei-
ten. 

Bundesrat Alain Berset hat den Zweck der öffentlichen Statistik in seiner Rede vom 24. August 2015 
anlässlich der Schweizer Statistiktage wie folgt beschrieben: 

"Die öffentliche Statistik interessiert sich für gesamtgesellschaftliche Entwicklungen – und sie 
veröffentlicht anonymisierte Daten, die für alle zugänglich sind. Die öffentliche Statistik verfolgt 
also keinen Selbstzweck. Sie dient der Meinungsbildung und der Selbstorientierung der Gesell-
schaft. Sie ist sozusagen ihr soziales Gedächtnis. Das kann man im Nachgang zur Affäre Snow-
den und angesichts der zunehmenden Skepsis gegenüber privaten und nachrichtendienstlichen 
Datensammlern nicht genügend betonen."5 

Zuvor betonte bereits Alt-Bundesrätin Ruth Dreifuss im Jahr 2001 kurz und knapp die Wichtigkeit der 
Statistik für den Staat: 

"Statistik ist unerlässlich für das gute Funktionieren einer Demokratie."6 

Bereits aus diesen beiden Zitaten ergeben sich Zweck und Wichtigkeit der öffentlichen Statistik an-
schaulich. Zusammengefasst hat die öffentliche Statistik demnach im Wesentlichen folgende Zwe-
cke: 

a) Allgemeine Informations- und Wissensvermittlung; 
b) Meinungsbildungsfunktion; 
c) Führungsunterstützung. 

2.3 Anforderungen an die öffentliche Statistik 

Mit Blick auf die soeben beschriebenen, wichtigen Aufgaben der öffentlichen Statistik muss diese ho-
hen berufsethischen Anforderungen genügen. Das Bundesamt für Statistik und die statistischen Äm-
ter der Schweiz haben im Jahr 2002 in der "Charta Öffentliche Statistik der Schweiz"7 die Grundprin-
zipien der öffentlichen Statistik mit Indikatoren sowie Erläuterungen und Hinweisen festgehalten. Ein 
Ethikrat soll zur Förderung und Einhaltung der Grundprinzipien beitragen. Zudem enthält die Charta 
Empfehlungen für die Organisation der öffentlichen Statistik. Der Kanton Aargau hat die Charta am 
4. Januar 2013 ratifiziert. Daraus ergeben sich die folgenden zentralen Anforderungen an eine mo-
derne öffentliche Statistik: 

 Statistikproduktionsprozesse basieren auf einer rechtlichen Grundlage; 
 Relevanz, Aktualität und Qualität der produzierten Informationen; 
 freie Verfügbarkeit und Zugänglichkeit der Informationen (Öffentlichkeitsprinzip); 
 Verbreitung der Ergebnisse in benutzergerechter Form; 
 Anwendung professioneller Standards und wissenschaftlicher Methoden; 
 fachliche Unabhängigkeit und Unparteilichkeit; 
 Nachvollziehbarkeit der Ermittlung der Ergebnisse (Transparenz und Objektivität); 

                                                   
4 BUNDESAMT FÜR STATISTIK (BFS), KONFERENZ DER REGIONALEN STATISTISCHEN ÄMTERN DER SCHWEIZ (KORSTAT), Charta Öffentliche Statistik der 

Schweiz, Neuchâtel/Zürich 2012 (Stand 19. September 2013; abrufbar unter: www.ethikrat-stat.ch/charta; zuletzt besucht am: 28. Januar 2022), 

S. 3. 

5 Abrufbar unter: www.admin.ch / Startseite / Dokumentation / Reden / Reden der Bundesräte / Unbeirrbar, unbestechlich, unaufgeregt: Die 

Statistik der Schweiz (zuletzt besucht am: 11. November 2020). 

6 Zitat gemäss der Neuen Zürcher Zeitung vom 25. April 2001, S. 14. 

7 BFS / KORSTAT, Charta Öffentliche Statistik der Schweiz, 20 Seiten, a.a.O. 

http://www.ethikrat-stat.ch/charta
http://www.admin.ch/
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 Vergleichbarkeit in der Zeit (Kontinuität); 
 Verknüpfbarkeit von Statistiken aus verschiedenen Bereichen (Kohärenz); 
 Nachhaltige Aufbewahrung für künftige Generationen; 
 Verhältnismässigkeit und Effizienz der Datenbeschaffung und -aufbereitung; 
 Schutz der Persönlichkeit und der Daten von Individuen (Statistikgeheimnis und Zweckbin-

dung). 

2.3.1 System der öffentlichen Statistik in der Schweiz 

Im föderalen System der Schweiz ist die öffentliche Statistik eine Verbundaufgabe, zu welcher der 
Bund, die Kantone und Gemeinden beitragen. Dabei werden die statistischen Informationen von den 
entsprechenden Kompetenzzentren erarbeitet, aber auch von weiteren Verwaltungseinheiten und 
dem Bundesstatistikgesetz unterstellten Körperschaften und Institutionen.8 Das Bundesamt für Sta-
tistik (BFS) ist das Kompetenzzentrum für öffentliche Statistik auf Bundesebene, das auch Koordina-
tionsaufgaben hat: einerseits in der FEDESTAT, der Vereinigung der Statistikproduzenten des Bun-
des und anderseits in der REGIOSTAT, der Vereinigung des BFS und der KORSTAT (Konferenz der 
regionalen statistischen Ämtern der Schweiz bestehend aus der Konferenz deutschschweizerischer 
regionaler statistischer Ämter [DRSA] und der Konferenz der regionalen statistischen Ämter der fran-
zösischen und italienischen Schweiz [CORT]). Zudem nimmt das BFS Koordinationsaufgaben auf 
der europäischen Ebene wahr. 

Die Bundesstatistiken decken die wesentlichen Teile der öffentlichen Statistik der Schweiz ab. Der 
Fokus liegt dabei meist auf nationaler Ebene oder auf grösseren räumlichen Einheiten in der 
Schweiz. Bei Stichprobenerhebungen können die Kantone auf eigene Kosten die Stichproben ver-
grössern (das heisst Aufstocken), um repräsentative Ergebnisse für ihre Gebiete zu erlangen (vgl. 
beispielsweise Art. 8 des Bundesgesetzes über die eidgenössische Volkszählung [Volkszählungsge-
setz] vom 22. Juni 2007 [SR 431.112]). 

Das statistische System der Schweiz hat sich seit Mitte des 19. Jahrhunderts sehr heterogen entwi-
ckelt. Das Bundesamt für Statistik wurde 1860 gegründet. Eine gute Dekade später folgte die Grün-
dung des ersten kantonalen Statistischen Amts (Kanton Zürich). Heute verfügen 17 Kantone über 
eigene statistische Ämter oder Dienststellen, während 9 Kantone (noch) über keine spezialisierte Or-
ganisationseinheit für die öffentliche Statistik verfügen. Bei Letzteren werden die statistischen Aufga-
ben entweder im Auftragsverhältnis erledigt oder dezentral von den verschiedenen Departementen 
vorgenommen. Einige grössere Städte der Schweiz betreiben zudem kommunale statistische Ämter, 
wobei keine Aargauer Gemeinde eine eigene Statistikstelle führt. Die Tätigkeit im Bereich der öffent-
lichen Statistik auf kommunaler Ebene beschränkt sich im Kanton auf das Mitwirken an Bundeserhe-
bungen. 

2.3.2 Abgrenzung zur privaten Statistik 

Mit dem Erarbeiten von statistischen Informationen nimmt die öffentliche Hand eine Infrastrukturauf-
gabe wahr. Die gewonnenen und veröffentlichten statistischen Informationen dienen Akteuren aus 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft als Entscheidungsgrundlage. Dies bringt Synergieeffekte mit sich, 
müssen doch so aufwendige Erhebungen nur einmal und nicht von jedem Akteur einzeln durchge-
führt werden. Die öffentliche Statistik erstellt Informationen zur gesamtgesellschaftlichen Entwicklung 
und steht auf einem transparenten, wissenschaftlichen Fundament, welches die Neutralität und Ob-
jektivität sicherstellt. Damit hebt sie sich von den statistischen Tätigkeiten privater Beratungs- und 
Meinungsforschungsinstituten ab. Zwar bekennen sich auch diese privaten Organisationen in der 
Regel zu ethischen Grundsätzen, jedoch führen sie ihre Erhebungen und Untersuchungen auf Basis 

                                                   
8 Vgl. www.bfs.admin.ch / Bundesamt für Statistik / Das BFS / Das System der öffentlichen Statistik (zuletzt besucht am: 14. Dezember 2020). 

http://www.bfs.admin.ch/
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eines Mandats durch. Dadurch können sie dem Anspruch zur Abbildung von gesamtgesellschaftli-
chen Entwicklungen nicht gerecht werden. Hinzu kommt, dass ihre Ergebnisse in der Regel nur dem 
Aufraggeber zur Verfügung stehen und nicht der Öffentlichkeit. 

2.3.3 Abgrenzung zu anderen datengestützten Tätigkeiten der Verwaltung 

Die öffentliche Statistik ist eine spezifische staatliche Aufgabe und erfüllt einen reinen Informations-
zweck. Sie ist institutionell strikt von der Aufsichts-, Vollzugs- und Regulierungstätigkeit zu trennen. 
Die Zweckbindung der für Statistiken erhobenen Daten natürlicher oder juristischer Personen sowie 
das Statistikgeheimnis verhindern den Rückfluss von aufbereiteten Einzeldaten in die Verwaltungs-
abläufe.9 Die für die Statistik vorliegenden Informationen stehen nicht für individual-basierte administ-
rative Zwecke zur Verfügung.  

Gesellschaft und Politik fordern, dass sich staatliches Handeln auf objektiven Messwerten abstützt. 
Dazu werden in allen Verwaltungseinheiten oder öffentlich-rechtlichen Institutionen eines Kantons 
oder einer Gemeinde regelmässig eigene statistische Informationen produziert und veröffentlicht. 
Doch nicht jede datengestützte Tätigkeit eines öffentlichen Organs gehört per se zur öffentlichen Sta-
tistik: Werden mit statistischen Methoden Daten aufbereitet, die primär und unmittelbar dem Planen, 
Steuern, Erfüllen oder Überprüfen von Verwaltungsaufgaben dienen, dann gelten diese nicht als öf-
fentliche Statistik. Dies ist beispielsweise bei Planungsaufgaben (zum Beispiel Spital- oder Bildungs-
planung), Ergebnissen aus Kunden- und Personalumfragen sowie bei Kennzahlen zur Berichterstat-
tung über die Tätigkeit einzelner Ämter der Fall. Statistische Informationen, die nach "good practice" 
Regeln erstellt werden, eine Sachlage abbilden und öffentlich zugänglich sind, haben sekundär Infor-
mationszweck und können als öffentliche Statistik verbreitet werden. 

2.4 Die öffentliche Statistik im Kanton Aargau heute 

2.4.1 Öffentliche Statistik als Aufgabe der kantonalen Verwaltung 

Im Kanton Aargau wird seit dem 19. Jahrhundert öffentliche Statistik betrieben. Aus dem Jahr 1886 
existiert eine "Instruktion für das Statistische Bureau". Nachdem im 1921 die Statistikstelle – mut-
masslich vor allem aus personellen Gründen – aufgehoben wurde, beschloss der Grosse Rat am 
25. Januar 1946 "die Errichtung einer statistischen Abteilung bei der Direktion des Innern".10,11 

Die Aufgabe "Statistik" ist seit der Revision des Gesetzes über die wirkungsorientierte Steuerung von 
Aufgaben und Finanzen (GAF vom 1. Januar 2013 [SAR 612.100]) als eigenständiger Aufgabenbe-
reich 415 dem Amt "Statistik Aargau" des Departements Finanzen und Ressourcen, als vollziehender 
Organisationseinheit übertragen (§ 16 Abs. 1 der Verordnung über die wirkungsorientierte Steuerung 
von Aufgaben und Finanzen [VAF] vom 5. Dezember 2012 [SAR 612.311] in Verbindung mit Anhang 
1 VAF). In der kantonalen Verwaltung erfüllt sie Bundes- sowie Kantonsaufgaben. So ist der Kanton 
für die Erhebung und Validierung von Daten für Bundes- und Kantonsstatistiken zuständig. Indem 
Statistik Aargau die Daten auch auswertet und kommuniziert, kann sie einerseits auf die räumlichen 
Begebenheiten Bezug nehmen, indem beispielsweise Resultate auf Regionalplanungsebene ausge-
wertet werden. Andererseits kann sie die Daten meist vor der Bundespublikation kommunizieren. 
Insgesamt werden 27 Statistiken aus verschiedenen (Teil-)Bereichen erstellt, wobei jede Statistik 
mehrere Auswertungen umfasst (zum Beispiel Bevölkerungsstatistik mit 21 Tabellenblättern). Neben 
den Statistikprozessen von Statistik Aargau tragen andere Bereiche der kantonalen Verwaltung zu 
weiteren Bundesstatistiken bei. 

                                                   
9 BFS, KORSTAT, Charta Öffentliche Statistik der Schweiz, a.a.O., S. 8. 

10 Auszug aus dem Protokoll des Grossen Rates des Kantons Aargau zur Sitzung vom Donnerstag, den 25. Januar 1946 (Nr. 176). 

11 Vgl. [Nr. 2884] Botschaft des Regierungsrats des Kantons Aargau an den Grossen Rat vom 1. Dezember 1945 betreffend die Errichtung einer 

statistischen Abteilung bei der Direktion des Innern. 
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2.4.2 Organisation von Statistik Aargau 

Statistik Aargau ist der Amtsstatus zugesprochen12 und handelt daher in dem ihr übertragenen Be-
reich im eigenen Namen, jedoch unter Aufsicht des Departements Finanzen und Ressourcen (vgl. 
§ 32 Abs. 2 des Gesetzes über die Organisation des Regierungsrats und der kantonalen Verwaltung 
[Organisationsgesetz] vom 26. März 1985 [SAR 153.100]). 

Die Organisationsstruktur von Statistik Aargau orientiert sich seit 2018 an den vier zentralen Aufga-
benfeldern der öffentlichen Statistik (RRB Nr. 2018-000380 vom 28. März 2019): Datenmanagement 
(das heisst Erhebung, Plausibilisierung, Übersichtsstatistik), Datenmagazin (das heisst Datenaufbe-
wahrung, Datensicherheit), Datenanalytik und Datenshop (das heisst Diffusion beziehungsweise Da-
tenverbreitung unter Wahrung des Datenschutzes). Während das Datenmanagement in fünf Fachge-
biete unterteilt ist, sind die drei weiteren Aufgabenfelder als Stabsstellen organisiert. Die Fachgebiete 
umfassen folgende Themen mit statistischen Aktivitäten in den aufgeführten Unterthemen: 

Bevölkerung und Wirtschaft: kantonale Bevölkerungsstatistik, Betriebe, Beschäftigte, Bau (Gebäude- 
und Wohnungsstatistik, Bauinvestitionen), Leerwohnungszählung; 
Finanzen und Verkehr: Gemeindefinanzen, Motorfahrzeuge, Führerausweise, Unfälle; 
Steuern und Politik: natürliche und juristische Personen, kantonale sowie nationale Wahlen und Ab-
stimmungen; 
Bildung: Lernende und Lehrpersonen der Primarstufe sowie der Sekundarstufe I und II, Bildungsab-
sichten nach Abschluss der Sekundarstufe I, Bildungsabschlüsse, Lernende der Tertiärstufe; 
Gesundheit und Sozialhilfe: ambulante (Spitex) und stationäre (Spitäler, Altersheime) Pflege, Krank-
heitsbilder; Sozialhilfe 

2.4.3 Statistische Aktivitäten von Statistik Aargau 

Statistik Aargau ist in den Datenerhebungsprozess von zwölf der 21 Fachgebieten der öffentlichen 
Statistik eingebunden und erstellt dabei Ergebnisse für 27 Statistiken.13 Alle Aktivitäten basieren auf 
Verwaltungs- und Registerdaten, die entweder aus der kantonalen Verwaltung (für 11 Statistiken) o-
der von öffentlichen Organen (5) stammen, und in sechs Fällen aus kantonalen sowie öffentlichen 
Organen kombiniert werden. Für die öffentliche Statistik reichern die öffentlichen Organe in wenigen 
Fällen ihre Administrativdaten mit weiteren Merkmalen an. So zum Beispiel bei der Erhebung der Bil-
dungsabsichten von Schulabgänger/-innen. Daten für fünf Statistiken stammen vom Bundesamt für 
Statistik, das die dafür zu Grunde liegenden Daten meist bei kantonalen Verwaltungen und öffentli-
chen Organen selber erhoben hat.  

Im Statistikproduktionsprozess werden die Ursprungsdaten, das heisst die vom Quellsystem bei Sta-
tistik Aargau eingehenden Daten, plausibilisiert, beispielsweise durch logische Vergleiche innerhalb 
des Datensatzes, Vergleiche mit Vorjahresdaten oder Abgleiche mit Informationen aus dem Bevölke-
rungsregister, anderer Departemente oder des Bundes. Dieser Prozess ist zur Sicherung der Daten-
qualität unumgänglich. Allfällige Fehler in den Daten können der Quelle zur Kenntnis gebracht wer-
den, damit die Daten in den Quellsystemen berichtigt werden. Damit wird die Datenqualität der 
Quellsysteme verbessert, was sich positiv auf die Datenerhebung im folgenden Erhebungsjahr aus-
wirkt. Die Ursprungsdaten beinhalten meist Informationen über eine Beobachtungseinheit und sind 
somit Einzeldaten. Diese können mit Identifikatoren versehen oder auch anonymisiert sein. Als nicht-
sprechender Identifikator wird unter anderem die AHV-Versichertennummer (AHVN13) eingesetzt, 

                                                   
12 Bestätigung des Amtsstatus von Statistik Aargau mit RRB-Nr. 2010-001302 vom 8. September 2010, Beschluss Nr. 1. 

13 Die Nomenklatur folgt grossmehrheitlich dem Bundesamt für Statistik: 1 Bevölkerung; 2 Raum und Umwelt; 3 Arbeit und Erwerb; 4 Volkswirt-

schaft; 5 Preise; 6 Industrie und Dienstleistungen; 7 Land- und Forstwirtschaft; 8 Energie; 9 Bau- und Wohnungswesen; 10 Tourismus; 11 Ver-

kehr- und Nachrichtenwesen; 12 Geld, Banken, Versicherungen; 13 Soziale Sicherheit; 14 Gesundheit; 15 Bildung und Wissenschaft, 16 Kultur, 

Medien und Zeitverwendung; 17 Politik; 18 Öffentliche Verwaltung und Finanzen; 19 Kriminalität, Strafrecht und Rechtspflege; 20 Einkommen 

und Lebensqualität; 21 Nachhaltigkeit. 
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die zwar einer bestimmten im Register der Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) verzeich-
neten Person zugewiesen ist, jedoch keinerlei Rückschlüsse auf diese Person zulässt (vgl. Art. 133 
der Verordnung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung [AHVV] vom 31. Oktober 1947 [SR 
831.101]). 

Von den bereinigten Datensätzen, müssen dem Bund basierend auf der Statistikerhebungsverord-
nung zwanzig Datensätze zwingend übermittelt werden (siehe Anhang der Verordnung über die 
Durchführung von statistischen Erhebungen des Bundes [Statistikerhebungsverordnung] vom 
30. Juni 1993 [SR 431.012.1]). Ein Datensatz kann freiwillig übermittelt werden. Die Datensätze fin-
den danach Eingang in die Bundesstatistiken.  

Aus den bereinigten Rohdaten entstehen durch die Methodik der beschreibenden Statistik soge-
nannte Übersichtsstatistiken, oder es werden mittels Verfahren der Datenanalytik Ergebnisse erstellt. 
Diese enthalten in der Regel öffentlich zugängliche statistische Informationen, die nach der Qualitäts-
sicherung kostenlos als offene Behördendaten (OGD) publiziert werden. Wenn einzelne Datenpunkte 
aus Datenschutzgründen nicht gezeigt werden dürfen, werden sie maskiert (das heisst kuratiert).  

2.4.4 Statistische Aktivitäten ausserhalb von Statistik Aargau 

Neben den statistischen Tätigkeiten in der zentralen Statistikstelle des Kantons, erstellen auch wei-
tere Einheiten der kantonalen Verwaltung sowie der Gemeinden Statistiken für Verwaltungsaufga-
ben. Diese Aktivitäten gehören nicht zur öffentlichen Statistik (vgl. Kapitel 2.3.3).  

Die Statistikverordnung des Bundes definiert die Mitwirkungspflicht von kantonalen oder kommuna-
len Verwaltungen sowie öffentlich-rechtlichen Anstalten für einzelne Statistiken. Diese Aufgaben wer-
den teilweise dezentral übernommen, das heisst, dass diese nicht von Statistik Aargau erfüllt wer-
den. Beispiele sind die Mitwirkung Landwirtschaft Aargau oder von HR Aargau (beide Departement 
Finanzen und Ressourcen) durch die Lieferung von Daten für die Landwirtschaftsstatistik bezie-
hungsweise die Statistik der Unternehmensstruktur. 

2.5 Rechtliche Grundlagen der öffentlichen Statistik 

2.5.1 Auf Bundesebene 

2.5.1.1 Bundesverfassung 

Die öffentliche Statistik ist auf Bundesebene seit Inkrafttreten der Bundesverfassung der schweizeri-
schen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (SR 101; nachfolgend "BV"), das heisst seit dem 1. Ja-
nuar 2000 mit Art. 65 BV verfassungsrechtlich verankert. Dies zeigt, dass die öffentliche Statistik ein 
unverzichtbares Element eines funktionierenden demokratischen Rechtsstaats ist. Gemäss der Bun-
desverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 29. Mai 1874 (SR 101; nachfolgend: 
"aBV") verfügte der Bund nur in dem 1978 eingefügten Art. 31quinquies aBV über eine ausdrückliche, 
umfassende Statistikkompetenz, während sich diese in den übrigen Politikbereichen lediglich implizit 
ergab, wenn eine entsprechende Sachkompetenz vorlag.14 Seit dem 1. Januar 2000 ist nunmehr der 
Bund gemäss Art. 65 Abs. 1 BV verpflichtet, die notwendigen statistischen Daten über den Zustand 
und die Entwicklung der Bevölkerung, Wirtschaft, Gesellschaft, Bildung, Forschung, Raum und Um-
welt in der Schweiz zu erheben. Dies unabhängig vom Bestehen einer Regelungskompetenz in ei-
nem bestimmten Sachbereich. Die Bundesverfassung versteht die öffentliche Statistik damit als fach-
bereichsübergreifende Infrastrukturaufgabe des Bundes. Indes schliesst die Bundeskompetenz 
kantonale statistische Kompetenzen nicht aus; es handelt sich um eine parallele Kompetenz von 
Bund und Kantonen, das heisst, Bund und Kantone können auf dem Gebiet der öffentlichen Statistik 
gleichzeitig und unabhängig voneinander tätig werden. Die Kantone können also für ihr Territorium 
eigene Regelungen betreffend die Statistik erlassen. 

                                                   
14 [96.091] Botschaft über eine neue Bundesverfassung vom 20. November 1996 (BBl 1997 I 281). 
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Art. 65 Abs. 2 BV ermächtigt den Bund, Vorschriften über die Harmonisierung und Führung amtlicher 
Register zu erlassen. Diese Kompetenz steht dem Bund in Bezug auf Register, die das Bundesrecht 
vorsieht, bereits gestützt auf die entsprechenden Sachkompetenzen zu (etwa Zivilstandsregister, 
Grundbuch, Handelsregister, Strafregister und Ausländerregister). Darüber hinaus kann der Bund 
gestützt auf Art. 65 Abs. 2 BV auch Bestimmungen über die kantonalen und kommunalen Register 
erlassen (Bundeskompetenz mit nachträglich derogatorischer Wirkung). Ziel dieser Harmonisie-
rungskompetenz ist es, die Datenerhebungen zu statistischen Zwecken zu rationalisieren und sowohl 
die Anzahl als auch den Umfang von Direkterhebungen bei der Bevölkerung zu verkleinern. 

2.5.1.2 Bundesgesetze 

Gestützt auf die Art. 27sexies, 31quinquies Abs. 5 und 85 Ziffer 1 aBV15 erliess die Bundesversammlung 
das Bundesstatistikgesetz (BStatG) vom 9. Oktober 1992 (SR 431.01) sowie als Folgeerlass, die 
Statistikerhebungsverordnung. Das BStatG enthält neben allgemeinen Bestimmungen und Strafbe-
stimmungen insbesondere Normen zu Anordnungsbefugnissen und Mitwirkung, zur Organisation der 
Bundesstatistik, zu Datenschutz und Datensicherheit sowie zu Veröffentlichungen und Dienstleistun-
gen. Damit regelt das BStatG die Aufgaben und Organisation der öffentlichen Statistik inklusive Da-
tenerhebung und Mitwirkung in einem Gesetz im formellen Sinn. 

Als einzige Statistik ist die Volkszählung in einem eigenständigen Gesetz geregelt, im Volkszäh-
lungsgesetz. Zentral für die Statistik ist weiter das Bundesgesetz über die Harmonisierung der Ein-
wohnerregister und anderer amtlicher Personenregister (Registerharmonisierungsgesetz, RHG) vom 
23. Juni 2006 (SR 431.02). Dieses bezweckt insbesondere die Vereinfachung der Datenerhebung für 
die Statistik durch die Harmonisierung amtlicher Personenregister (Art. 1 Abs. 1 Bst. a RHG). Zudem 
gibt es weitere statistik-relevante Gesetze und Verordnungen. 

2.5.2 Auf kantonaler Ebene 

Die Staatsverfassung des Kantons Aargau vom 23. April 1885 erwähnte die Statistik beziehungs-
weise die Erhebung einzelner Statistiken noch ausdrücklich.16 Demgegenüber finden in der aktuell 
geltenden Verfassung des Kantons Aargau vom 25. Juni 1980 (SAR 110.000; nachfolgend: KV) die 
kantonale Statistik oder kantonale statistische Erhebungen keinerlei Erwähnung. Statistische Tätig-
keiten des Kantons oder mit Beteiligung des Kantons oder anderer kantonaler Gemeinwesen werden 
jedoch in interkantonalen Vereinbarungen, Gesetzen, Dekreten und Verordnungen erwähnt. Speziell 
zu erwähnen ist § 21 Abs. 5 des Gesetzes über die Einwohner- und Objektregister sowie das Melde-
wesen (Register- und Meldegesetz, RMG) vom 18. November 2008 (SAR 122.200), wonach der für 
die Erstellung von Statistiken zuständigen kantonalen Behörde (Statistik Aargau) alle, also auch be-
sonders schützenswerte Personendaten, im Abrufverfahren bekannt gegeben werden dürfen, wenn 
die Voraussetzungen von § 19 des Gesetzes über die Information der Öffentlichkeit, den Daten-
schutz und das Archivwesen (IDAG) vom 24. Oktober 2009 (SAR 150.700) eingehalten sind. Dane-
ben finden sich in verschiedenen Erlassen die Rechtsgrundlagen zu spezifischen Statistiken, wie 
zum Beispiel die Kompetenz des zuständigen Departments zur Erstellung einer jährlichen Gemein-
definanzstatistik im Gesetz über die Einwohnergemeinden (Gemeindegesetz, GG) vom 19. Dezem-
ber 1978 (SAR 171.100).  

                                                   
15 Den genannten Bestimmungen entsprechen heute Art. 64, 65, 100 und 164 Abs. 1 Bst. g BV. 

16 Staatsverfassung des Kantons Aargau vom 23. April 1885: umfassende landwirtschaftliche Statistik sowie Gewerbestatistik (Art. 88 Abs. 2 

und Art. 91 Abs.2); Auftrag mit möglicher Beförderung Gesetze und Verordnungen über öffentliche Gesundheitspflege mit besonderer Berück-

sichtigung der Statistik zu erlassen (Art. 84 Abs. 2). AGS Bd. 1 S. 1; Bd. 5 S. 325; Bd. 7 S. 107, 197, 681, 804; Bd. 9 S. 248, 487; Bd. 10 S. 167. 
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2.5.3 Rechtlicher Kontext: andere Kantone 

Von den zwölf einwohnerstärksten Kantonen der Schweiz haben neben dem Kanton Aargau einzig 
die Kantone Bern und Wallis17 heute noch kein Statistikgesetz. Über ein Statistikgesetz verfügen der-
zeit elf Kantone: Thurgau (2022), Zürich (2016), Basel-Stadt (2015), Genf (2014), St. Gallen (2012), 
Neuenburg (2011), Tessin (2009), Basel-Landschaft (2008), Freiburg (2006), Luzern (2006) und 
Waadt (1999). Davon verfügen deren sieben Kantone zusätzlich über eine Statistikverordnung: Ba-
sel-Stadt (2015), Genf (2014), St. Gallen (2012), Tessin (2010), Basel-Landschaft (2008), Luzern 
(2007) und Waadt (2000). Ein Spezialfall stellt der Kanton Bern dar, der seit 1997 ebenfalls eine Sta-
tistikverordnung hat, allerdings kein Statistikgesetz. Diese Verordnung unterscheidet sich inhaltlich 
allerdings von den Statistikgesetzen der übrigen Kantone.18 

Die kantonalen Statistikgesetze regeln dieselben oder sehr ähnliche thematische Schwerpunkte und 
orientieren sich stark am Bundesstatistikgesetz und am Mustergesetz der KORSTAT. Alle Gesetze 
enthalten zu Beginn die "allgemeinen Bestimmungen" (Zweck, Geltungsbereich, Begriffe, etc.). 
Ebenso geregelt wird in allen Kantonen die "Organisation der kantonalen Statistik". In der Folge ent-
halten die meisten Gesetze Kapitel über "Datenschutz und Datensicherheit", "Datenerhebung" (ins-
besondere Auskunfts- und Mitwirkungspflichten) sowie "Bearbeitung von Personendaten". Danach 
wird in jedem Gesetz die "Veröffentlichung" beziehungsweise "Verbreitung" von Daten geregelt. 
Schliesslich enthalten die meisten Gesetze auch "Strafbestimmungen". Die genannten Gesetze bein-
halten zwischen 20 bis 30 Paragraphen beziehungsweise Artikel. 

3. Handlungsbedarf 

3.1 Ungenügende gesetzliche Grundlage für die öffentliche Statistik 

Die bundesrechtlichen Rahmenbedingungen definieren auch auf kantonaler Ebene die statistischen 
Erhebungen und die Aufgaben der öffentlichen Statistik. Zudem können im Kanton weitergehende 
statistische Tätigkeiten durchgeführt werden. Aufgrund des Legalitätsprinzips braucht es für letztere 
entsprechende rechtliche Grundlagen. Obwohl im Kanton Aargau durchgehend seit 1946 eine Statis-
tikstelle, beziehungsweise ein Statistisches Amt, geführt wird, besteht keine allgemeine rechtliche 
Grundlage für die öffentliche Statistik. Die rechtlichen Grundlagen finden sich nur teilweise in Spezi-
alerlassen auf Gesetzes- und Dekretsstufe. Es werden zwar einzelne Bereiche (zum Beispiel Bil-
dung) abgedeckt, nicht aber Aufgabe und Auftrag der öffentlichen Statistik sowie die Zweckbindung 
oder die Grundsätze der Datennutzung und -bearbeitung.  

Insbesondere stellt das IDAG keine gesetzliche Grundlage für eine eigenständige Aufgabenerfüllung 
von Statistik Aargau dar. Statistik Aargau kann aber im Auftrag von Organisationseinheiten Perso-
nendaten bearbeiten, wenn dies zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgabe dieser Organisationseinhei-
ten notwendig ist. Öffentliche Statistik ist aber auch eine eigenständige Staatsaufgabe, die nicht nur 
der Staatsführung im engeren Sinn dient, sondern auch dem Funktionieren der Demokratie und der 
Information der Öffentlichkeit. Sie muss gemäss dem Legalitätsprinzip auf einer gesetzlichen Grund-
lage im formellen Sinn beruhen. Auch erfordert das Zweckbindungsgebot sowie das Verhältnismäs-
sigkeitsprinzip eine solche gesetzliche Grundlage. Das Verhältnismässigkeitsprinzip ist in dem Sinne 
zu verstehen, als das IDAG eine Datenhaltung "auf Vorrat" verbietet, für Langzeitstatistiken aber ge-
rade Daten auf längere oder gar unbestimmte Dauer benötigt werden. Ungenügende Rechtsgrundla-
gen sind Verordnungen oder Regierungsratsbeschlüsse. Insgesamt wird dem Legalitätsprinzip im 
Bereich der öffentlichen Statistik des Kantons Aargau somit nicht genügend Rechnung getragen. Um 
die heutigen statistischen Tätigkeiten auf eine ausreichende gesetzliche Grundlage abzustützen, 

                                                   
17 Am 11. März 2022 wurde im Grossen Rat des Kantons Wallis das ʺGesetz über die kantonale öffentliche Statistikʺ einstimmig angenommen. 

18 Vgl. PETER KURATLI, Die öffentliche Statistik im Recht, Zugleich ein Beitrag zur Bedeutung von statistisch-ethischen Regelwerken, Zürich/St. 

Gallen 2017, S. 224. 
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braucht es folglich gesetzliche Regelungen in einem Gesetz im formellen Sinn. Der Auftrag zur 
Schaffung einer Vorlage wurde mit dem Entwicklungsschwerpunkt ʺSchaffung einer gesetzlichen 
Grundlage für die öffentliche Statistikʺ mit der Aufgaben- und Finanzplanung 2022–2025 (415E004) 
vom Grossen Rat beschlossen und genehmigt. 

3.2 Konsequentere Nutzung der Möglichkeiten der öffentlichen Statistik durch Mehrfachnut-
zung und Datenverknüpfung 

Die Mehrfachnutzung von Daten sowie die Verknüpfung derer sind Voraussetzungen für die Verwen-
dung von statistischen Ansätzen der Datenanalytik in der öffentlichen Statistik. Durch die Verknüp-
fung von Daten können diese mehrfach genutzt, und der Aufwand in der Datenerhebung reduziert 
werden. Die Wichtigkeit der Analytik wurde auch in der Verwaltung des Kantons Aargau erkannt. Seit 
2018 führt Statistik Aargau eine Stabsstelle "Datenanalytik". Um diese weiter zu vertiefen, bewilligte 
der Regierungsrat im Jahr 2020 einen Verpflichtungskredit (siehe auch Entwicklungsschwerpunkt 
"Vertiefung der Datenanalytik in der öffentlichen Statistik" [415E004]). Für die Datennutzung (Mehr-
fachnutzung) sowie Bearbeitung von Daten gilt es die erforderliche gesetzliche Grundlage zu schaf-
fen.  

In der Datenanalyse werden häufig Datensätze verschiedener Fachgebiete verknüpft, um einen 
Sachverhalt eingehender zu analysieren. Die Verknüpfung wird über Identifikatoren gemacht, die in 
den zu kombinierenden Datensätzen vorhanden sind, wobei die Datensätze vor dem Verknüpfen zu 
pseudonymisieren sind. Auf kantonaler Ebene leitet sich die Rechtsgrundlage der Verknüpfung von 
Personendaten aus der Datenbearbeitung, die in §3 Abs. 1 lit. g IDAG normiert ist, ab. Aufgrund des 
Legalitätsprinzips muss das Recht zur Verknüpfung jedoch breiter gefasst werden und unter ande-
rem auch juristische Personen umfassen. Weil mit Datenverknüpfungen ein hohes Missbrauchspo-
tenzial einhergeht, was den Schutz der Freiheitsrechte erfordert, ist eine Normierung im formellen 
Sinn angezeigt. 

Durch die Digitalisierung entstehen Datenquellen, die für öffentliche Statistiken genutzt werden kön-
nen. Mit dem Verknüpfen von Daten können dabei bestehende Datensätze ergänzt und erweitert 
werden, ohne dass sich der Aufwand an der Auskunftsstelle erhöht und die Zahl der Direkterhebun-
gen kann auf ein Minimum beschränkt werden (Mehrfachnutzung von Daten). Die Regelungen im 
Kanton Aargau sollen dahingehend ergänzt werden. Zudem wird der Austausch von Daten zwischen 
den föderalen Ebenen ohne kantonale Regelungen zunehmend erschwert. Der Rahmenvertrag mit 
dem BFS, der die Abgabe von Einzeldaten an regionale statistische Ämter regelt, fordert die rechtli-
chen Grundlagen für Datenverknüpfungen. 

3.3 Übersicht über die Gründe für gesetzliche Grundlagen über die öffentliche Statistik 

Aus der beschriebenen Ausgangslage sowie den Ausführungen zu den aktuell ungenügenden ge-
setzlichen Grundlagen und der konsequenteren Nutzung der Möglichkeiten der öffentlichen Statistik 
ergeben sich die folgenden Gründe für ein Gesetz im formellen Sinn: 

 Gemäss dem Legalitätsprinzip benötigt staatliches Handeln zwingend eine rechtliche 
Grundlage. Diese ist heute für die Tätigkeiten der öffentlichen Statistik, von der Datenerhe-
bung über die Datenbearbeitung bis zur Veröffentlichung, nur lückenhaft vorhanden. 

 Die Tätigkeit der Öffentlichen Statistik muss institutionell vom übrigen Verwaltungsvollzug 
getrennt sein, damit die weitreichende Befugnis zur Datengewinnung – auch von anderen 
öffentlichen Organen – und dem Bearbeiten, inklusive dem Verknüpfen von Daten und Infor-
mationen, für nicht personenbezogene Zwecke gerechtfertigt ist. 

 Organe der öffentlichen Statistik sollen zur Sicherstellung der Datenqualität auf die Einhal-
tung der berufsständischen Standards verpflichtet werden. 
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 Die fachliche Unabhängigkeit der öffentlichen Statistik ist gesetzlich zu garantieren. Damit 
kann sie von allfälligen einseitigen Einflussnahmen (zum Beispiel der Politik oder von Inte-
ressensgruppen) abgeschirmt werden und vertrauenswürdige, rein sachliche Informationen 
bereitstellen. Anschliessende politische Interpretationen, Richtungs- oder Planungsent-
scheide können so basierend auf neutralen Statistiken erfolgen. 

 Verankerung des "Once-only-Prinzips" (Mehrfachnutzung von Daten für die öffentliche Sta-
tistik). Hierzu ist erforderlich, dass alle öffentlichen Organe des Kantons und der Gemein-
den sowie Private, die öffentliche Aufgaben erfüllen, verpflichtet werden, den Organen 
der öffentlichen Statistik den elektronischen Datenzugriff für statistische Aufgaben zu gewäh-
ren beziehungsweise den Organen der öffentlichen Statistik elektronisch Daten bereitzustel-
len (Quelldaten).  

 Wenn die Organe der öffentlichen Statistik selbst Befragungen durchführen sollen und dabei 
nicht nur auf Freiwilligkeit der Teilnahme der Befragten setzen können, benötigen sie das In-
strument einer Auskunftspflicht. Damit wird in Rechte und Pflichten von Bürgerinnen und 
Bürgern eingegriffen, was zwingend eine Grundlage in einem Gesetz im formellen Sinn vo-
raussetzt. 

 Die kantonale Statistikstelle soll die Versichertennummer (heute: AHVN13) oder andere 
Identifikatoren systematisch für statistische Zwecke nutzen können. Die Nutzung ist not-
wendig, damit Daten aus unterschiedlichen Bereichen miteinander verknüpft und weitere Er-
hebungen vermieden werden können. 

 Die kantonale Statistikstelle soll für statistische Aufgaben auch Datenverknüpfungen vor-
nehmen dürfen, die besonders schützenswerte Personendaten betreffen. Eine Normierung 
der Datenverknüpfung wird vom BFS für den Bezug von Einzeldaten aus Bundesstatisti-
ken für Verknüpfungsprojekte vorausgesetzt. 

 Statistische Ergebnisse und offene Behördendaten sollen als (unentgeltlicher) Service public 
und als entgeltliches Gut für private Zwecke definiert werden (betrifft die Publikationspflicht 
und Zugänglichkeit). 

 Um Langzeitstatistiken zu ermöglichen sowie der Anforderung der nachhaltigen Aufbe-
wahrung der Daten für künftige Generationen gerecht zu werden, ist eine gesetzliche Aus-
nahme der Löschungspflicht gemäss IDAG zu schaffen. 

 Die Erhebung, Bearbeitung sowie Aufbewahrung von Personendaten erfordert eine gesetzli-
che Normierung des Statistikgeheimnisses sowie der Zweckbindung der zu statistischen 
Zwecken erhobenen Daten.  

 Flexibilisierung der interkantonalen Zusammenarbeit durch Delegation der Vertragsab-
schlusskompetenz an den Regierungsrat. 

 Ein Gesetzgebungsverfahren bringt eine bewusste politische Befassung mit sich und ver-
schafft der öffentlichen Statistik genügend demokratische Legitimation. 

Jedes dieser Zielelemente kann ohne, dass eine Grundlage in einem Gesetz im formellen Sinn ge-
schaffen wird, nicht erreicht werden. Auch die Schaffung von detailliertem Verordnungsrecht setzt 
eine ausreichende gesetzliche Vorsteuerung voraus (§ 91 Abs. 2 KV). 

4. Umsetzung 

4.1 Gesetzliche Grundlagen 

Aus dem Handlungsbedarf (Kapitel 3) ergibt sich, dass eine gesetzliche Grundlage für die kantonale 
öffentliche Statistik unabdingbar ist. Die zu schaffenden gesetzlichen Bestimmungen sollen in einem 
spezifisch der öffentlichen Statistik gewidmeten Spezialgesetz aufgenommen werden, wie es auch 
der Bund und andere Kantone kennen.  
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Damit wird besonders auch der zunehmenden Relevanz der öffentlichen Statistik für die Staatsfüh-
rung und für die demokratische Meinungsbildung Rechnung getragen, was zu deren Stärkung bei-
trägt. Zudem erscheint eine einheitliche Regelung in einem eigenen Gesetz zugunsten einer über-
sichtlichen Behandlung dieses doch eher komplexen Themas als sinnvoll. Ein eigenes Gesetz 
erscheint auch praktischer, weil der Regelungsinhalt in Zukunft mit grosser Wahrscheinlichkeit wei-
terentwickelt wird, um ihn dem neusten Stand der technischen und methodischen Entwicklungen an-
zupassen. Insgesamt ist die Regelung in einem Statistikgesetz sowohl für Private als auch für Ver-
waltungsstellen transparenter und damit auch benutzerfreundlicher. Zudem agiert die öffentliche 
Statistik als Service public unabhängig und kann deshalb zuweilen unter Druck durch Partikulärinte-
ressen kommen. Dies sowie die klare Trennung der öffentlichen Statistik von administrativen Vorgän-
gen bedingen, dass der öffentlichen Statistik eine fachliche Unabhängigkeit zugesprochen wird, was 
ebenfalls für ein Spezialgesetz spricht. 

Im kantonalen Kontext weist die öffentliche Statistik zwar zweifelsohne Bezüge zum IDAG und zum 
Gesetz über die Einwohner- und Objektregister sowie das Meldewesen (Register- und Meldegesetz, 
RMG) vom 18. November 2008 (SAR 122.200) auf. Allerdings sind diese Bezüge klein.  

Das IDAG beschäftigt sich generell mit der Öffentlichkeit von amtlichen Dokumenten und mit dem 
Umgang mit Personendaten von natürlichen Personen (ohne juristische Personen). Dieser Fokus ist 
für die öffentliche Statistik aber zu eng. Bei ihr geht es zum einen auch um Sachdaten sowie um Da-
ten von juristischen Personen und zum anderen vor allem um den Produktionsprozess und die Ver-
breitung von statistischen Informationen. Auch das RMG hat einen zu engen Funktionsbereich. Es 
dient zwar direkt der öffentlichen Statistik (so ausdrücklich § 1 Abs. 1 lit. d RMG), in dem es indirekte 
Erhebungen aus dem zentralen Datenregister (Einwohner- und Objektregister) ermöglicht und sich 
entsprechend der enthaltenen Daten eine Direkterhebung bei den Betroffenen beziehungsweise die 
Durchführung einer Volkszählung im alten Stil erübrigt. Aber insbesondere zu den weiterhin erforder-
lichen Direkterhebungen von Daten und zum Produktionsprozess von statistischen Ergebnissen und 
ihrer Publikation insgesamt weist das RMG keinen Bezug auf. 

Die wichtigsten im Spezialgesetz zu regelnden Punkte umfassen den Gegenstand und den Gel-
tungsbereich, die Aufgaben, Organisation und Finanzen der kantonalen Statistik, die Datenbeschaf-
fung, die Bearbeitung und den Schutz der Daten sowie die Veröffentlichung von Ergebnissen und zu 
erbringenden Dienstleistungen. Der Aufbau des zu schaffenden Spezialgesetzes soll dem Aufbau 
des Statistikproduktionsprozesses folgen und auf diese Weise die gesetzliche Legitimation für die 
einzelnen Aufgaben schaffen. 

4.2 Gegenstand, Zweck und Geltungsbereich 

Das Spezialgesetz soll die öffentliche Statistik des Kantons regeln, in dem es im Wesentlichen das 
Bereitstellen von statistischen Ergebnissen für die Auftragserfüllung des Kantons, die Mitwirkung an 
Bundesstatistiken sowie den Zugang der breiten Öffentlichkeit zu statistischen Informationen sicher-
stellt. Entsprechend soll das zu schaffende Gesetz für den Kanton Aargau über den ganzen Produk-
tionsprozess der öffentlichen Statistik gelten. Das heisst, dass neben dem Kanton auch Personen 
oder Organisationen, die im Auftrag des Kantons statistische Tätigkeiten ausführen, den Regelungen 
des Gesetzes unterstehen. Dies dient zum einen der Rechtssicherheit betroffener Personen, zum 
andern der Vergleichbarkeit von kantonalen öffentlichen Statistiken. Weiter soll dadurch die Qualität 
der öffentlichen Statistik im Kanton Aargau sichergestellt werden, in dem die entsprechenden Or-
gane auf die Einhaltung von berufsethischen Standards verpflichtet werden. Die Wahl der Auswer-
tungsmethoden hat dabei objektiv und neutral zu erfolgen, was die Unabhängigkeit der öffentlichen 
Statistik gewährleistet.  

Nicht geändert werden soll die bestehende Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden. So-
fern eine Gemeinde oder eine andere öffentlich-rechtliche Institution eigene öffentliche Statistiken 
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erstellen möchte, wären hierfür autonome Grundlagen zu schaffen. Auch die Erstellung von wissen-
schaftlichen Statistiken, wie beispielsweise jene im Humanforschungsbereich, wird vom Geltungsbe-
reich des Gesetzes nicht erfasst.  

Von der öffentlichen Statistik und damit vom Geltungsbereich ebenfalls abzugrenzen, ist die Bearbei-
tung von Daten für Aufsichts-, Vollzugs- und Regulierungstätigkeiten der Verwaltung. Hierzu können 
zwar auch statistische Methoden angewendet werden, die entsprechenden Tätigkeiten gehören aber 
nicht zur öffentlichen Statistik (vgl. Kapitel 2.3.3).  

4.3 Aufgaben, Organisation und Finanzen 

Die öffentliche Statistik soll als eigenständige Staatsaufgabe definiert werden, die nicht nur die Infor-
mationsbedürfnisse der Staatsführung, sondern auch diejenigen breiter gesellschaftlicher Kreise ab-
decken soll. Sie hat die Aufgabe Informationen zum Zustand und zur Entwicklung zentraler Lebens-
bereiche bereitzustellen, wobei die inhaltlichen Bereiche nicht abschliessend genannt und möglichst 
breit gefasst sind. Dies insbesondere um den mit der Zeit notorisch ändernden Informationsbedürf-
nissen Rechnung zu tragen. Die entsprechenden Tätigkeiten, die im Zusammenhang mit der Bereit-
stellung von statistischen Ergebnisse für die Aufgabenerfüllung des Kantons stehen, werden unter 
dem Begriff "Kantonsstatistik" zusammengefasst. Als weitere zentrale Aufgabe kommt die Mitwirkung 
an der Bundesstatistik hinzu, wozu in erster Linie Erhebungstätigkeiten gehören, die durch Bundes-
gesetze vorgesehen sind.  

Wie in Kapitel 2.4.1 beschrieben, werden im Kanton Aargau die statistischen Tätigkeiten einerseits 
durch das Statistische Amt sowie andererseits durch dezentrale Stellen anderer Verwaltungseinhei-
ten wahrgenommen. Diese Mischform aus einer zentralen und dezentralen Organisation soll im Rah-
men des zu schaffenden Statistikgesetzes gesetzlich verankert werden, indem zwischen Aufgaben 
der zentralen Statistikstelle sowie denjenigen weiterer Statistikproduzenten unterschieden wird. Ei-
nerseits ist eine zentrale Statistikstelle mit einem Informationsauftrag einer rein dezentralen Organi-
sation vorzuziehen, da neben der statistischen Kompetenz auch die fachliche Unabhängigkeit an der 
zentralen Stelle besser gewährleistet werden kann. Andererseits sind in der Statistikerhebungsver-
ordnung in 51 Fällen ausdrücklich bezeichnete Amtsstellen (zum Beispiel Zivilstands- und Landwirt-
schaftsämter) zur Mitwirkung verpflichtet, so dass auch bei einer zentral geführten Statistikstelle ein-
zelne Bundesaufgaben durch dezentrale Stellen zu erbringen sind. 

Die Organisationsform ist essentiell für die Sicherstellung der fachlichen und sachlichen Unabhängig-
keit der öffentlichen Statistik. Der Ethikrat der öffentlichen Statistik der Schweiz empfiehlt daher eine 
institutionelle Trennung der öffentlichen Statistik vom Verwaltungsvollzug. In diesem Zusammenhang 
hat sich die bisherige Organisationsform der kantonalen Statistikstelle als Amt bewährt, weshalb sie 
beibehalten werden soll. 

4.4 Datenerhebung 

Für die Beschaffung von Daten zu statistischen Zwecken soll im Spezialgesetz der Grundsatz der 
Verhältnismässigkeit und die grösstmögliche Schonung der Befragten verankert werden. Dies be-
dingt, dass statistische Daten im Grundsatz aus bereits bestehenden Verwaltungsdaten gewonnen 
werden. Diese werden aufgrund von Sachgesetzen zu Verwaltungszwecken erhoben (zum Beispiel 
Registerdaten). Um dem damit einhergehenden Prinzip der Mehrfachnutzung von Daten gerecht zu 
werden, sollen kantonale und kommunale Verwaltungsbehörden zur Datenlieferung an das Statisti-
sche Amt gesetzlich verpflichtet werden.  

Stehen in einem Bereich keine Verwaltungsdaten zur Verfügung, sollen diese soweit wie möglich 
mittels Indirekterhebung beschafft werden. Darunter ist die Erhebung von Daten bei anderen öffentli-
chen Organen (das heisst bei Behörden oder Organisationseinheiten des Kantons, der Gemeinden, 
anderer selbständiger öffentlich-rechtlicher Körperschaften und Anstalten sowie bei Privaten, soweit 
sie Staats- oder Gemeindeaufgaben erfüllen) zu verstehen, wobei diese auf eigene Daten über sich 
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oder über Dritte zurückgreifen können und die Datenbestände allenfalls mit zusätzlichen Merkmalen 
ergänzen. Auch hier sollen die entsprechenden Organe verpflichtet werden, dem Statistischen Amt 
die entsprechenden Daten aus ihren Datensammlungen zur Verfügung zu stellen. 

Obwohl bestehende Verwaltungsdaten und Indirekterhebungen heutzutage viele Bedürfnisse der öf-
fentlichen Statistik abdecken, sind bisweilen dennoch auch Direkterhebungen mittels Personenbefra-
gungen oder Beobachtungen und Messungen erforderlich, um eine ausreichende Informationsquali-
tät zu erreichen. Im Spezialgesetz zur öffentlichen Statistik soll der Grundsatz verankert werden, 
dass sich Befragungen in Bezug auf Anzahl und Kreis der Befragten auf das notwendige Mindest-
mass beschränken müssen. Falls es die Bedeutung der Statistik und die Methode der Erhebung er-
fordern, sollen die Befragten zur Auskunftserteilung und Mitwirkung verpflichtet werden können. 
Dadurch wird insbesondere die Arbeit des Statistischen Amts erleichtert, indem die Genauigkeit und 
Repräsentativität sichergestellt wird. Direkterhebungen mit einer Auskunftspflicht bedingen die Ge-
nehmigung durch den Regierungsrat, wodurch diese ihre politische Legitimation erhalten. In Abbil-
dung 1 ist die Rangfolge der Erhebungsarten nach ihren durch das Statistische Amt zu berücksichti-
genden Prioritäten zusammenfassend dargestellt.  

4.5 Bearbeitung, Aufbewahrung und Schutz der Daten 

Gestützt auf den dargelegten Handlungsbedarf ist auch die Bearbeitung und Aufbewahrung der Da-
ten gesetzlich zu regeln. Während das IDAG die Bearbeitung von Personendaten zur Erfüllung einer 
gesetzlichen Aufgabe gestattet, soll das Spezialgesetz generell die Bearbeitung von Daten, ein-
schliesslich besonders schützenswerter Personendaten, für Tätigkeiten im Rahmen der öffentlichen 
Statistik erlauben. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die öffentliche Statistik eine 
eigenständige Staatsaufgabe darstellt, die neben der Staatsführung auch der allgemeinen Informa-
tion der Öffentlichkeit dient. Ein zentraler Punkt dabei ist die Datenverknüpfung. Hierzu sollen syste-
matisch die Versichertennummer (AHVN13) sowie andere Identifikatoren verwendet werden dürfen: 
sei dies für die Vervollständigung, Kontrolle und Aufbereitung von Einzeldaten im Erhebungsprozess, 
oder bei Verknüpfungen von unterschiedlichen Erhebungen (inklusive unterschiedliche Zeitpunkte 
derselben Erhebung bei Längsschnittanalysen). Diese Tätigkeit soll einerseits nur dem Statistischen 

Direkt-
erhebung, 

Beobachtung, 
Messung

Indirekterhebung

Verwendung von Verwaltungs- und 
Registerdaten des Kantons

Abbildung 1: Hierarchie der Datenerhebung 
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Amt und andererseits nur unter Wahrung von Schutzmassnahmen möglich sein. Dazu gehört, dass 
bei der Verknüpfung unterschiedlicher Erhebungen, die kombinierten Datensätze zu keinem Zeit-
punkt Personenbezeichnungen enthalten dürfen, und diese nach Abschluss der statistischen Aus-
wertung sogar gelöscht werden müssen, falls sich daraus Persönlichkeitsprofile ergeben oder es sich 
um besonders schützenswerte Personendaten handelt.  

Betreffend die Aufbewahrung von Einzeldaten soll eine für die öffentliche Statistik geltende Aus-
nahme von der Löschungspflicht gemäss § 21 Abs. 1 IDAG geschaffen werden. Einzeldaten sollen 
zwar grundsätzlich anonymisiert werden, sobald es deren Bearbeitungszweck erlaubt, spätestens 
jedoch 30 Jahre nach ihrer Erhebung. Sind aber Entwicklungen über mehr als 30 Jahre zu analysie-
ren, soll das Statistische Amt die Daten erst anonymisieren können, falls der Zweck der Statistik er-
reicht ist. Damit wird sichergestellt, dass auch für Langzeitstatistiken die entsprechenden Daten-
grundlagen vorhanden sind. Um welche Statistiken es sich dabei handelt, soll der Regierungsrat in 
einer Verordnung festlegen. 

Durch die geschaffenen Kompetenzen zur Erhebung sowie zum Bearbeiten und Aufbewahren von 
Daten ist der Persönlichkeits- und Datenschutz sicherzustellen. Entsprechend sollen im Spezialge-
setz auch das Statistikgeheimnis und die Zweckbindung der erhobenen Daten geregelt werden. Ers-
teres legt dabei fest, dass die Daten einzelner natürlicher und juristischer Personen streng vertraulich 
zu behandeln sind und keine statistischen Informationen verbreitet werden, durch die Rückschlüsse 
auf einzelne Personen gezogen werden können. Demgegenüber legt der Grundsatz der Zweckbin-
dung fest, dass für Statistikzwecke erhobene Daten natürlicher und juristischer Personen nicht für 
Entscheide oder Massnahmen administrativer Art, die diese Personen betreffen, verwendet werden 
dürfen. Dies ist nicht nur für den Datenschutz unabdingbar, sondern auch für die Qualität der öffentli-
chen Statistik wichtig. Wenn die Daten ausschliesslich für statistische Zwecke erhoben werden, ist 
die Bereitschaft der befragten Personen grösser, genaue und wahrheitsgemässe Angaben zu ma-
chen. 

4.6 Veröffentlichungen und Dienstleistungen 

Im Spezialgesetz sollen die Auswertungsergebnisse als unentgeltlicher Service public definiert wer-
den. Entsprechend stehen statistische Ergebnisse nicht nur für verwaltungsinterne Prozesse zur Ver-
fügung, sondern können von allen interessierten Personenkreisen frei genutzt werden. Die Produ-
zenten öffentlicher Statistik verpflichten sich so zu einer aktiven Information der Öffentlichkeit, wobei 
diese objektiv und unparteilich zu erfolgen hat. Zudem beinhaltet die adressatengerechte Kommuni-
kation auch die Dokumentation der Ergebnisse mittels Metadaten, wodurch das Verständnis und die 
korrekte Verwendung sichergestellt wird. Die Veröffentlichungspflicht ist auf die wichtigsten statisti-
schen Ergebnisse beschränkt, da es aus Kapazitätsgründen nicht möglich sein dürfte, sämtliche Er-
gebnisse adressatengerecht aufzubereiten und der Öffentlichkeit bereitzustellen. Nicht veröffentlichte 
Ergebnisse müssen aber dennoch auf eine geeignete Weise zugänglich sein und beispielsweise auf 
Nachfrage zur Verfügung gestellt werden. Eine Einschränkung soll einzig die ausschliessliche Veröf-
fentlichung von Auswertungsergebnissen, die keine Rückschlüsse auf natürliche und juristische Ein-
zelpersonen zulassen, bilden.  

Die veröffentlichten statistischen Ergebnisse sollen ein öffentliches Gut darstellen und entsprechend 
kostenlos zur Verfügung stehen. Diese dürfen von allen Personen unter Angabe der jeweiligen 
Quelle verwendet werden, ohne eine urheberrechtliche Bewilligung einholen zu müssen.  

4.7 Übrige Bestimmungen 

Wie die Beschreibung der Ausgangslage zeigt, ist das System der öffentlichen Statistik mit seinen 
organisatorischen, methodisch-prozessualen und inhaltlichen Elementen in der Umgangssprache 
nicht eindeutig fassbar. Auch fachsprachlich gibt es keinen übergeordneten allgemein gültigen Defi-



 

 18 von 42 
 

nitionskatalog. Um aber die für die Gesetzgebung erforderliche begriffliche Klarheit zu schaffen, müs-
sen einzelne Begriffe definiert werden. Dazu gehört die Definition von Einzeldaten, statistischen Er-
gebnissen, Daten und Tätigkeiten sowie der Begriff Öffentliches Organ.  

5. Rechtsgrundlagen 

Parallel zur Bundeskompetenz im Bereich der öffentlichen Statistik (vgl. Art. 65 Abs. 1 BV) kann der 
Kanton Aargau für sein Territorium eigene Regelungen betreffend die Statistik erlassen. Zum Erlass 
eines entsprechenden Gesetzes ist der Grosse Rat zuständig (§ 78 Abs. 1 KV). Grundlage für die 
Delegation der Befugnis zum Abschluss von internationalen und interkantonalen Verträgen ist § 82 
Abs. 1 lit. a KV. Schliesslich sind gemäss § 94 Abs. 1 KV die Grundzüge der Organisation der kanto-
nalen Verwaltung durch Gesetz zu regeln, soweit die Verfassung keine Bestimmungen enthält. Wie 
vorstehend im Kapitel 2.5.2 dargelegt, enthält die Verfassung des Kantons weder Bestimmungen be-
treffend die kantonale öffentliche Statistik noch zu deren Organisation, weshalb hierzu ein Gesetz im 
formellen Sinn erforderlich ist. 

Gemäss Art. 61b Abs. 1 des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes (RVOG) vom 
21. März 1997 (SR 172.010) unterbreiten die Kantone dem Bund ihre Gesetze und Verordnungen 
zur Genehmigung, soweit ein Bundesgesetz es vorsieht; die Genehmigung ist Voraussetzung der 
Gültigkeit. Es ist kein Bundesgesetz ersichtlich, das für den Erlass des vorliegenden Gesetzes eine 
Genehmigung des Bundes oder Mitteilung an ihn vorsieht.  

6. Verhältnis zur mittel- und langfristigen Planung 

Der vorliegende Gesetzesvorschlag fügt sich in die jüngsten Entwicklungen der kantonalen Verwal-
tung ein. Daten spielen in der Informationsgesellschaft eine immer wichtigere Rolle; ein Trend, dem 
sich die kantonale Verwaltung nicht entziehen kann. Im Entwicklungsleitbild 2021 – 2030 ist dazu 
Folgendes festgehalten: 

Zukunftsbild «Aargau 2030»:  

 "Ihre öffentlichen Aufgaben erfüllt die kantonale Verwaltung kundenorientiert, datenbasiert, 
wirksam und effizient." (S. 4). 

Strategie 7: Kantonshaushalt stabilisieren und staatliche Aufgabenerfüllung modernisieren:  

 "Für Entscheide in Wirtschaft, Gesellschaft oder Politik werden transparente Grundlagen 
gefordert, die auch mit überprüfbaren und aussagekräftigen Daten belegt werden." (S. 20) 

 "Der Kanton erhebt und nutzt Daten verantwortungsvoll und schützt sensible Personen- und 
Unternehmensdaten. Er fördert die einmalige Datenerhebung sowie den nahtlosen Aus-
tausch von Daten und macht Daten von öffentlichem Interesse einfach zugänglich." (S. 21). 

Neben dem Entwicklungsleitbild fördert und fordert die Strategie der digitalen Transformation 
"SmartAargau" von 2019 das Teilen von Informationen über bestehende Organisationsgrenzen hin-
aus.19 Daten von öffentlichem Interesse für Bevölkerung und Unternehmen sollen medienbruchfrei 
und auf Kundenbedürfnisse zugeschnitten zur Verfügung stehen. Durch Standardisierung und In-
teroperabilität20 von Prozessen wird dies erreicht. Die öffentliche Statistik hat jahrzehntelange Erfah-
rungen in der Produktion von offenen Behördendaten. Mit der Open Government Data Strategie 
2017–202221 haben der Kanton Aargau und die Aargauer Gemeinden zudem die Stossrichtung mit 
dem Umgang von offenen Behördendaten aus Verwaltungs- und Regierungstätigkeiten gelegt. Die 
                                                   
19 HERAUSGEBER REGIERUNGSRAT DES KANTONS AARGAU, 2017. SmartAargau: Strategie Digitale Transformation. 18 S. (Zitat auf S. 5). 

20 Daten werden elektronisch von einem System dem anderen übergeben. 

21 HERAUSGEBER FACHSTELLE E-GOVERNMENT AARGAU, 2017. E-Government Aargau: Open Government Data Strategie 2017-2022. Vom Regie-

rungsrat genehmigt am 4. April 2017. 13 S. (Zitat zur Umsetzung: S. 10). 
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Umsetzung steht nun in der Verantwortung der Verwaltungseinheiten. Statistik Aargau setzt mit ih-
rem Publikationswesen die "open government data" (OGD)-Strategie für die statistischen Ergebnisse 
um: Beispielsweise werden statistische Resultate in hoher Qualität adressatengerecht verbreitet, un-
ter anderem seit 2018 in maschinenlesbarer Form; Metadaten werden mitgeliefert; die Publikation 
erfolgt periodisch und zeitnah auf die Erarbeitung der Daten. Die Verhältnismässigkeit bedingt, dass 
nicht alle statistischen Resultate per se publiziert werden können, so stehen sie auf Nachfrage zur 
Verfügung. Die Normierung der Veröffentlichung der Ergebnisse erfolgt in einem geringeren Detaillie-
rungsgrad als in der OGD-Strategie beschrieben. Jedoch ergibt sich der Umgang mit Daten auch aus 
dem Selbstverständnis der öffentlichen Statistik, wie es in der Charta Öffentliche Statistik Schweiz 
beschrieben wird. Daraus sowie aus dem Gesetzesentwurf ergibt sich, dass Einzeldaten, die beim 
Statistischen Amt unter der Prämisse der Zweckbindung eingehen, nicht als OGD publiziert werden. 

Auch in der Fachstrategie Informatik des Kantons Aargau 2020–2026 wird der Umgang mit Daten, 
Werkzeugen und Wissen im Kanton Aargau thematisiert.22 Die öffentliche Statistik kann als Produ-
zent von statistischen Daten sowie als Kompetenzzentrum für die Auswertung von Daten in den Kon-
text dieser Fachstrategie gestellt werden. Konkret bestehen Schnittstellen zu drei Zielen der Fach-
strategie Informatik:  

 Im Daten- und Schnittstellen-Management geht es um das Verknüpfen von Daten, der auto-
matisierten Nutzung von Daten, den Aufbau des maschinenlesbaren Dateninventars sowie 
um Aufbau, Nutzung und Weiterentwicklung von Analysemethoden (viertes Ziel);  

 in der Beratung wird die Business-Analyse genannt (sechstes Ziel);  
 und das Etablieren und Fördern des Austauschs von Wissen wird thematisiert (siebtes Ziel). 

Der Zeitpunkt für ein kantonales Statistikgesetz ist zudem mit Blick auf den aktuellen Paradigmen-
wechsel in der öffentlichen Statistik optimal: Neue statistische Werkzeuge aus der Forschung sowie 
neue Datenquellen stehen zur Verfügung und finden vermehrt Eingang in die öffentliche Statistik. 
Dank der digitalen Entwicklung können die vorhandenen Daten der öffentlichen Organe einfacher 
und konsequenter genutzt werden. Hinzu kommt, dass der Pool der Daten durch digitale Anwendun-
gen immer schneller wächst (Stichwort "Big Data"). Die für die öffentlichen Statistiken erforderlichen 
Daten müssen somit nicht mehr zwingend erfragt werden, sondern können immer mehr direkt aus 
vorhanden Datenbeständen bezogen werden. Dabei ist es unumgänglich, dass das Vertrauen in die 
Daten bezüglich Zuverlässigkeit, Leistungsfähigkeit, Validität und Qualität hoch ist und der entspre-
chende Produktionsprozess transparent ist. Mit neuartigen Methoden (zum Beispiel "Machine Learn-
ing") kann die Sinnhaftigkeit und die Vertrauenswürdigkeit von Daten überprüft werden. Auf Bundes-
ebene werden in der Dateninnovationsstrategie des BFS sogenannte komplementäre 
Datenanalysemethoden geprüft, welche neuartige Methoden auf bestehende oder neue Datenquel-
len anwenden. Diese Dateninnovationen könnten…  

"…kosteneffektivere Lösungen ermöglichen und neue Erkenntnisse bringen, die mit den traditionel-

len Vorgehensweisen und Analysemethoden möglicherweise nicht berücksichtigt wurden. Das Ziel 
besteht darin, die Qualität, den Umfang und die Kosteneffizienz von Statistiken zu erhöhen und den 
Aufwand für die befragten Haushalte und Unternehmen zu reduzieren. Die Dateninnovation birgt 
zudem das Potenzial, die Aktualität und den Detaillierungsgrad der öffentlichen Statistiken zu ver-
bessern."23 

Die öffentliche Statistik in den Kantonen ist ebenso gefordert, sich mit diesen neuen Möglichkeiten 
auseinander zu setzen, damit die Datengrundlagen für Entscheidungsprozesse erweitert und ge-
winnbringend eingesetzt werden können. Neuartige Methoden und analytische Ansätze, die über die 
Bildung von Übersichtsstatistiken hinausgehen, haben ein grosses Potenzial, datengetriebene Ent-
scheide zu unterstützen. 

                                                   
22 Abrufbar unter: www.ag.ch/itag / Fachstrategie Informatik des Kantons Aargau 2020 – 2016 (zuletzt besucht am: 31. März 2021). 

23 BUNDESAMT FÜR STATISTIK, 2017. Dateninnovationsstrategie. Zweck, strategische Ziele und Umsetzungsschritte. 14 S. (Zitat auf S. 9). 

http://www.ag.ch/itag
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7. Erläuterungen zu einzelnen Paragrafen 

7.1 Gesetz über die öffentliche Statistik (Statistikgesetz, StatG) 

Ingress 

Der Grosse Rat des Kantons Aargau, 
gestützt auf die §§ 78 Abs. 1, 82 Abs. 1 lit. a und 94 Abs. 1 der Kantonsverfassung, 
beschliesst 

Es wird auf die Ausführungen in Kapitel 5 verwiesen. 

Kapitel: 1. Allgemeine Bestimmungen 

Das erste Kapitel des Spezialgesetzes über die öffentliche Statistik im Kanton Aargau enthält allge-
meine Bestimmungen zu dessen Gegenstand und Zweck sowie zum Geltungsbereich. Die Regelun-
gen betreffen sämtliche statistische Tätigkeiten des Kantons, wobei insbesondere die Aufgaben der 
Kantonsstatistik sowie die Mitwirkung an der Bundesstatistik festgelegt werden (§ 1). Es gilt für den 
Kanton sowie für alle, die im Auftrag des Kantons statistische Tätigkeiten ausführen. Der Geltungs-
bereich ist aber von anderen datengestützten Tätigkeiten des Kantons abzugrenzen (§ 2). Weitere 
Abgrenzungen werden durch die Definition einzelner spezifischer Begriffe vorgenommen (§ 3). In ei-
nem letzten Punkt dieses Kapitels werden die Akteure zur Einhaltung fachlicher Grundsätze und An-
wendung wissenschaftlicher Methoden verpflichtet (§ 4).  

§  1 Gegenstand und Zweck 
1 Dieses Gesetz regelt die öffentliche Statistik des Kantons. 
2 Es bezweckt: 
a)  dem Kanton die statistischen Ergebnisse bereitzustellen, die dieser als Entscheidungsgrundlage zur Erfül-

lung seiner Aufgaben benötigt (Kantonsstatistik), 
b) die Mitwirkung des Kantons an der Bundesstatistik sicherzustellen, 
c) den Gemeinden, der Wirtschaft, den Sozialpartnern und der Öffentlichkeit statistische Ergebnisse zur Ver-

fügung zu stellen oder den Zugang zu diesen zu gewährleisten, 
d) die Organisation der Kantonsstatistik auf eine effiziente und für die Betroffenen schonende Erhebung und 

Bearbeitung der Daten auszurichten, 
e) die Zusammenarbeit mit den Gemeinden, den Kantonen, dem Bund und dem Ausland auf dem Gebiet der 

öffentlichen Statistik zu fördern, 
f) den Datenschutz betreffend die öffentliche Statistik sicherzustellen. 

Gegenstand des Gesetzes ist die öffentliche Statistik des Kantons. Geregelt wird damit jede statisti-
sche Tätigkeit auf Stufe Kanton im Bereich der öffentlichen Statistik. Als statistische Tätigkeit wird 
gemäss § 3 Abs. 1 jede Tätigkeit definiert, die darauf ausgerichtet ist, statistische Ergebnisse zu er-
zeugen, zu verbreiten, zu veröffentlichen, aufzubewahren und zu dokumentieren. Dient diese der In-
formation von Staat und Gesellschaft, wird von öffentlicher Statistik gesprochen. 

Die Zweckbestimmung in Absatz 2 gibt Auskunft über die Regelungsabsicht und nicht über den 
Zweck der Statistik an sich. In den folgenden Paragrafen enthält das Gesetz demnach Regelungen 
zu den in lit. a-f aufgeführten Punkten.  

Litera a von Absatz 2 nennt als ersten Zweck des Gesetzes die Normierung der Kantonsstatistik. Da-
mit sind Regelungen betreffend die Bereitstellung der statistischen Ergebnisse gemeint, welche als 
Entscheidungsgrundlage für den Kanton (Grosser Rat, Gerichte Kanton Aargau und Regierungsrat 
mit Verwaltung) benötigt werden. Gemäss § 5 Abs. 2 umfasst die Kantonsstatistik statistische Ergeb-
nisse über den Zustand und die Entwicklung wichtiger Lebensbereiche, wozu insbesondere die Be-
völkerung, Wirtschaft, Gesellschaft, Bildung, Gesundheit, Raum und Umwelt gehören. 
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Mit Litera b von Absatz 2 wird auf die vielfältigen Aufgaben Bezug genommen, die der Kanton ge-
stützt auf die Bundesstatistikgesetzgebung zu erfüllen hat. Es handelt sich dabei um eine Verbund-
aufgabe, weshalb im kantonalen Gesetz auch von einer Mitwirkung gesprochen wird. Die Sicherstel-
lung der Mitwirkung erfolgt ausschliesslich durch die Festlegung von Zuständigkeiten, wo das 
Bundesrecht dies nicht eindeutig vorgibt. Es geht dabei im Wesentlichen um die Abgrenzung der Zu-
ständigkeiten zwischen dem Statistischen Amt als der zentralen Statistikstelle des Kantons und den 
dezentralen Statistikstellen in den Gerichten und Departementen, welche bei der Erstellung von ein-
zelnen der rund 200 Bundesstatistiken gemäss der Statistikerhebungsverordnung mitzuwirken haben 
(vgl. dazu die §§ 6 und 7). Der Sicherstellung der Mitwirkung des Kantons an der Bundesstatistik 
dient auch die Regelung der Kostenverteilung zwischen Kanton und Gemeinden (§ 8) sowie die 
Kompetenzdelegation an den Regierungsrat, Vereinbarungen zur Zusammenarbeit mit dem Bund 
endgültig abzuschliessen (§ 9). 

Litera c von Absatz 2 beschreibt die öffentliche Statistik als ein öffentliches Gut, welches allen und 
nicht nur staatlichen Entscheidungsträgern dient. Ein wesentliches Merkmal der öffentlichen Statistik 
ist daher, dass statistische Ergebnisse allen zur Verfügung gestellt oder zumindest zugänglich ge-
macht werden, die daran interessiert sind. Damit wird die statistische Grundversorgung sicherge-
stellt. Durch die Wahl der relativ offenen Begriffe ist die Formulierung nicht abschliessend und um-
fasst alle möglichen Anspruchsgruppen, woraus sich die Vollständigkeit ergibt. Insbesondere sind 
etwa auch Spitäler, Pflegeheime und andere Einrichtungen oder Institutionen durch die Begriffe 
"Wirtschaft" (zum Beispiel Privatspitäler) und "Gemeinden" (zum Beispiel gemeindeeigene Betreu-
ungsinstitutionen im Alter) oder dann generell durch den Begriff "Öffentlichkeit" mitumfasst. 

In Litera d von Absatz 2 wird im Sinne einer Zielvorgabe grundsätzlich festgehalten, dass die Organi-
sation der Kantonsstatistik auf eine effiziente und für die Betroffenen schonende Erhebung und Bear-
beitung der Daten auszurichten sei. Gemeint ist damit insbesondere, dass sich die Datenerhebung 
soweit als möglich auf bereits vorhandene Verwaltungs- und Registerdaten stützen soll, damit Dop-
pelspurigkeiten vermieden werden. Besonders bei der Datenerhebung bei Privaten ist auf eine ver-
hältnismässige Erhebung zu achten, weshalb beispielsweise Direkterhebungen im Rahmen dieses 
Gesetzes nur ausnahmsweise durchgeführt werden sollen. 

Litera e von Absatz 2 nimmt Bezug auf die föderalistische Organisation der öffentlichen Statistik in 
der Schweiz. Demnach wird auf allen drei Staatsebenen (Bund, Kanton und Gemeinde) statistische 
Tätigkeit ausgeübt. Da die jeweiligen statistischen Tätigkeiten teilweise eng miteinander verknüpft 
sind und dadurch Synergien genutzt werden können, ist die Zusammenarbeit wichtig. Mit lit. e sowie 
insbesondere auch mit § 9 (Zusammenarbeit) und § 24 (Übrige Dienstleistungen) werden daher Re-
gelungen betreffend die Zusammenarbeit im Bereich der öffentlichen Statistik getroffen. 

Litera f von Absatz 2 nennt als Zweck des vorliegenden Gesetzes die Sicherstellung des Datenschut-
zes betreffend die öffentliche Statistik. Der Schutz der Personendaten von natürlichen Personen ist 
zwar bereits im IDAG geregelt. Jedoch befasst sich das IDAG nicht mit dem Schutz von Sachdaten 
sowie dem Schutz der Daten von juristischen Personen. Dieser ist für den statistischen Produktions-
prozess und für die Verbreitung statistischer Informationen folglich im vorliegenden Gesetz zusätzlich 
zu normieren. 

§  2 Geltungsbereich 
1 Dieses Gesetz gilt für den Kanton und für Personen, Organisationen sowie öffentlich-rechtliche Körperschaften 

und Anstalten, die im Auftrag des Kantons statistische Tätigkeiten ausführen. 
2 Es findet keine Anwendung auf 
a) Tätigkeiten, die unter Einsatz statistischer Methoden unmittelbar der Planung, der Steuerung, der Erfüllung 

oder der Überprüfung öffentlicher Aufgaben dienen, 
b) wissenschaftliche Tätigkeiten von Lehr- und Forschungsinstituten. 
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Der Geltungsbereich des Gesetzes ist in § 2 normiert. Gemäss Absatz 1 gilt das Gesetz für statisti-
sche Tätigkeiten des Kantons Aargau. Neben dem Kanton selber fallen demnach auch Personen, 
Organisationen sowie öffentlich-rechtliche Körperschaften und Anstalten, die im Auftrag des Kantons 
statistische Tätigkeiten ausführen in den Geltungsbereich. Die bestehende Aufgabenteilung zwi-
schen dem Kanton und anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften (insbesondere den Gemein-
den) wird dadurch nicht geändert. Einzig dann, wenn zum Beispiel eine Gemeinde im Auftrag des 
Kantons statistische Tätigkeiten ausführt, gilt das Gesetz auch für die Gemeinde. Sofern eine Ge-
meinde oder eine andere öffentlich-rechtliche Institution eigene öffentliche Statistiken erstellen 
möchte, findet das Gesetz nicht Anwendung, vielmehr wären hierfür autonome gesetzliche Grundla-
gen zu schaffen. 

Mit dem zweiten Absatz wird der Geltungsbereich von anderen datengestützten Tätigkeiten abge-
grenzt, welche gemeinhin nicht zur öffentlichen Statistik zählen, da sie nicht zum Zweck der allge-
meinen Information der Gesellschaft durchgeführt werden. Dies betrifft einerseits Tätigkeiten betref-
fend Planung, Steuerung, Erfüllung oder Überprüfung öffentlicher Aufgaben, auch wenn sie unter 
Einsatz statistischer Methoden erfolgen (Litera a). Hierzu gehören beispielsweise Auswertungen von 
eigenen Vollzugsdaten eines Öffentlichen Organs, Berichterstattungen über die Tätigkeit einzelner 
Verwaltungseinheiten, Kennzahlen zu Controllingzwecken oder Mitarbeiterbefragungen. Zum ande-
ren ist das Gesetz gemäss Litera b nicht auf wissenschaftliche Tätigkeiten von Lehr- und For-
schungsinstituten anwendbar. 

§  3 Begriffe 
1 In diesem Gesetz bedeuten 
a)  Einzeldaten: Merkmale einer einzelnen Beobachtungseinheit, die neben natürlichen und juristischen Per-

sonen jegliche mit Daten erfassbare Einheit umfassen, 
b)  statistische Ergebnisse: Erkenntnisse über Eigenschaften und Zusammenhänge von Massenerscheinun-

gen, die aus der Analyse und Verdichtung von Einzeldaten gewonnen werden, 
c)  statistische Daten: Einzeldaten, aggregierte Daten oder Ergebnisse, die für statistische Tätigkeiten benö-

tigt werden oder durch diese erzeugt werden, 
d)  statistische Tätigkeit: Jede Tätigkeit, die darauf ausgerichtet ist, statistische Ergebnisse zu erzeugen, zu 

veröffentlichen, aufzubewahren und zu dokumentieren. Dazu gehören insbesondere die Erhebung, Aufbe-
reitung, Verdichtung, Speicherung, Analyse und Interpretation von Daten mit statistischen Methoden, 

e) öffentliches Organ: Behörde oder Organisationseinheit des Kantons, der Gemeinden, anderer selbständi-
ger öffentlich-rechtlicher Körperschaften und Anstalten sowie Private, soweit sie Staats- oder Gemeinde-
aufgaben erfüllen. 

Für die Abgrenzung des Geltungsbereichs des Gesetzes beziehungsweise der einzelnen Bestim-
mungen soll begriffliche Klarheit geschaffen werden. Mit § 3 Abs. 1 wird daher die Bedeutung folgen-
der Ausdrücke definiert: 

 Einzeldaten: 

Unter Einzeldaten werden Merkmale über eine Beobachtungseinheit verstanden, wobei festzu-
halten ist, dass es sich dabei nicht nur um Daten zu natürlichen oder juristischen Einzelpersonen 
(eine Person, ein Haushalt, ein Wirtschaftsteilnehmer, etc.) handeln muss. Darunter fallen insbe-
sondere auch einzelne Datenpunkte einer Messstation oder ganz allgemein aus Beobachtungen. 
Zentral ist dabei die Zweckbindung der Daten, so dürfen diese nach der Überführung in den Sta-
tistikprozess nicht in Verwaltungsabläufe zurückfliessen (vgl. § 19). 

 Statistische Ergebnisse: 

Statistische Ergebnisse resultieren aus statistischen Auswertungen, welche die Verdichtung und 
Analyse von Einzeldaten umfassen. Dies bedeutet, dass die Ergebnisse nicht mehr Einzelfälle 
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beschreiben, sondern aggregiert in Form von Kennzahlen, Tabellen, Grafiken, Karten oder Tex-
ten dargestellt werden. Im Fokus stehen entsprechend Massenerscheinungen und nicht Einzel-
personen oder einzelne Datenpunkte. So interessiert beispielsweise nicht die Nationalität einer 
Person, sondern wie viele Personen insgesamt im Kanton oder einer Gemeinde eine bestimmte 
Nationalität aufweisen. Während mit der Verdichtung Resultate durch die Aggregation von Ein-
zeldaten gewonnen werden, steht bei der Analyse die systematische Untersuchung von Sach-
verhalten sowie die Ergründung der Effekte verschiedener Einflussfaktoren im Vordergrund. 

 Statistische Daten: 

Dieser Begriff umfasst alle Daten, die entweder für statistische Zwecke erhoben oder aus Ver-
waltungsdaten und anderen Datenbeständen für solche gewonnen und verdichtet wurden. Es 
handelt sich um Einzeldaten, aggregierte Daten und Ergebnisse.  

 Statistische Tätigkeit: 

Der Begriff "statistische Tätigkeit" umfasst den gesamten Prozess zur Erstellung von statisti-
schen Ergebnissen. Dazu gehören insbesondere die Erhebung, Aufbereitung (inklusive Plausibi-
lisierung), Verdichtung, Speicherung, Analyse und Interpretation von Daten mit statistischen Me-
thoden, Konzeption und Aufbewahrung der statistischen Daten sowie Veröffentlichung und 
Dokumentation der erzielten Ergebnisse.  

 Öffentliches Organ:  

Es ist zu beachten, dass der Ausdruck "öffentliches Organ" in § 3 Abs. 1 lit. c IDAG abweichend 
definiert wird. Im Anwendungsbereich des vorliegenden Statistikgesetzes umfasst der Ausdruck 
"öffentliches Organ" öffentlich-rechtlich anerkannte kirchlichen Körperschaften nicht. Behörden 
des Kantons sind insbesondere die drei Staatsgewalten (Grosser Rat, Gerichte Kanton Aargau 
und Regierungsrat). 

§  4 Wissenschaftliche Grundsätze und Methoden 
1 Statistische Tätigkeiten werden nach anerkannten fachlichen Grundsätzen und wissenschaftlichen Methoden 
ausgeführt. 

Dieser Paragraf statuiert das Prinzip der Wissenschaftlichkeit der öffentlichen Statistik. Dadurch soll 
die Unabhängigkeit gegenüber politischen Instanzen und Interessensgruppen sowie eine hohe Quali-
tät der statistischen Ergebnisse gewährleistet werden. Gemäss Absatz 1 müssen daher statistische 
Tätigkeiten nach anerkannten fachlichen Grundsätzen und wissenschaftlichen Methoden ausgeführt 
werden. Unter den fachlichen Grundsätzen sind insbesondere die statistischen Grundprinzipien ge-
mäss der Charta der öffentlichen Statistik der Schweiz (vgl. Kapitel 2.3) zu verstehen. Dazu gehört 
unter anderem, dass im Rahmen der Erhebung, Verarbeitung, Aufbewahrung und Veröffentlichung 
statistischer Informationen anerkannte wissenschaftliche Methoden und berufsethische Prinzipien 
angewendet werden. Eine unabhängige und auf wissenschaftlichen Kriterien beruhende Wahl von 
Methoden ist für die Gewährung der Unabhängigkeit sowie der Qualität der öffentlichen Statistik un-
abdingbar, weshalb dieser Punkt spezielle Erwähnung finden soll. 

Kapitel: 2. Aufgaben, Organisation und Finanzen 

Das Kapitel 2 des Statistikgesetzes regelt, welches öffentliche Organ des Kantons welche statisti-
sche Tätigkeiten durchführen darf. So wird festgehalten, dass der Kanton neben der Kantonsstatistik 
auch bei der Durchführung der Bundesstatistik mitwirkt (§ 5). Dabei nimmt das Statistische Amt als 
zentrale Stelle für die Kantonsstatistik eine wichtige und führende Rolle ein (§ 6). Es wird auch aus-
drücklich normiert, dass es neben dem Statistischen Amt auch weitere Statistikproduzenten gibt 
(§ 7). Schliesslich enthält das Kapitel auch eine Regelung zur Tragung der Kosten bei der Mitwirkung 
von Kanton und Gemeinden an der Bundesstatistik (§ 8) sowie eine Kompetenzdelegation an den 
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Regierungsrat betreffend die Zusammenarbeit des Kantons mit dem Bund, anderen Kantonen und 
dem Ausland (§ 9). 

§  5 Aufgaben 
1 Die statistische Tätigkeit des Kantons umfasst einerseits die Mitwirkung des Kantons an der Bundesstatistik 
und andererseits die Kantonsstatistik. 
2 Die Kantonsstatistik stellt statistische Ergebnisse über Zustand und Entwicklung wichtiger Lebensbereiche, 
insbesondere über Bevölkerung, Wirtschaft, Gesellschaft, Bildung, Gesundheit, Raum und Umwelt, bereit. 

Mit dem ersten Absatz wird der Umfang der statistischen Tätigkeit des Kantons definiert. Neben der 
Kantonsstatistik gemäss § 1 Abs. 2 lit. a gehört dazu auch die Mitwirkung des Kantons an der Bun-
desstatistik (§ 1 Abs. 2 lit. b). Die Mitwirkung des Kantons an der Bundesstatistik ergibt sich grund-
sätzlich bereits aus der Statistikerhebungsverordnung, welche eine Mitwirkungspflicht der kantonalen 
Verwaltungen sowie öffentlich-rechtlichen Anstalten bei einzelnen Statistiken vorsieht. Dabei handelt 
es sich aber in erster Linie um eine reine Erhebungstätigkeit durch den jeweiligen Kanton, die eigent-
liche Durchführung der Bundesstatistik obliegt weiterhin dem Bund. Die konkreten Aufgaben der kan-
tonalen oder kommunalen Verwaltungen sowie den öffentlich-rechtlichen Anstalten bei der Erhebung 
der Bundesstatistik werden einzeln in der Statistikerhebungsverordnung definiert und im Kanton Aar-
gau teilweise auch dezentral übernommen (vgl. nachstehende Erläuterungen zu den §§ 6 und 7). 

Gemäss § 1 Abs. 2 lit. a bezweckt das Gesetz die Kantonsstatistik. Dies in dem Sinne, als mit der 
Kantonsstatistik dem Kanton die statistischen Ergebnisse bereitzustellen sind, die dieser als Ent-
scheidungsgrundlage zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigt. § 5 Abs. 2 stellt diesbezüglich die 
Rechtsgrundlage für die Tätigkeiten im Bereich der Kantonsstatistik dar, in dem im Sinne einer Ge-
neralklausel festgehalten wird, dass die Kantonsstatistik sich mit dem Zustand und der Entwicklung 
wichtiger Lebensbereiche im Kanton befassen darf. Dabei werden einige wichtige Lebensbereiche 
beispielhaft aufgezählt. 

§  6 Statistisches Amt 
1 Das Statistische Amt ist die zentrale und unabhängige Statistikstelle des Kantons. Es ist zuständig für die Kan-
tonsstatistik, es berät die Verwaltungseinheiten des Kantons und erbringt statistische Dienstleistungen. 
2 Es führt alle statistischen Tätigkeiten aus, die sich aus der Mitwirkungspflicht des Kantons an der Bundessta-
tistik ergeben und für die nicht die weiteren Statistikproduzenten gemäss § 7 zuständig sind. 
3 Es koordiniert die statistischen Tätigkeiten des Kantons, wenn eine Erhebung der Bundesstatistik Daten aus 
mehreren Aufgabenbereichen erfordert.  
4 Es kann Sachverständige beiziehen, wenn die Erfüllung seiner Aufgaben besondere Fachkenntnisse erfordert 
oder mit seinem Personal nicht gewährleistet werden kann. 

Das vorliegende Statistikgesetz sieht für die Statistik des Kantons eine Mischform aus zentraler und 
dezentraler Organisation vor. Neben dem in § 6 normierten Statistischen Amt, das als zentrale und 
unabhängige Statistikstelle des Kantons fungiert, sind nach wie vor auch weitere, dezentrale Statis-
tikproduzenten vorgesehen (§ 7). 

Mit dem ersten Absatz von § 6 wird das Statistische Amt zur zentralen und unabhängigen Statistik-
stelle des Kantons erklärt. In erster Linie ist es zuständig für die Kantonsstatistik, daneben figuriert es 
aufgrund seiner hohen Kompetenz und langjährigen Erfahrung auch als Beratungsstelle in statisti-
schen Fragen (beispielsweise betreffend einheitliche Methoden sowie der Sicherstellung der Daten-
vergleichbarkeit, Qualität und Transparenz) und erbringt statistische Dienstleistungen ausserhalb sei-
nes Kernauftrages (vgl. § 24). 

Der kantonalen Statistikstelle – heute als "Statistik Aargau" bezeichnet – ist bis anhin der Amtsstatus 
zugesprochen. Diese Organisationsform hat sich bewährt und soll deshalb beibehalten werden. Das 
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Statistische Amt handelt daher in dem ihm übertragenen Bereich im eigenen Namen, jedoch unter 
Aufsicht des Departements Finanzen und Ressourcen (vgl. § 32 Abs. 2 des Gesetzes über die Orga-
nisation des Regierungsrats und der kantonalen Verwaltung [Organisationsgesetz] vom 26. März 
1985 [SAR 153.100]). Diese institutionelle Trennung gewähreistet die fachliche Unabhängigkeit, die 
Neutralität, die Objektivität und besonders die Glaubwürdigkeit des Statistischen Amts, welche die 
Grundvoraussetzungen für dessen statistische Tätigkeit darstellen.  

Die bereits heute bestehende Unabhängigkeit des Statistischen Amts wird neu spezialgesetzlich 
ausdrücklich festgehalten. So kann sichergestellt werden, dass den Entscheidungsträgern in Politik 
und Verwaltung wissenschaftlich fundierte und korrekte Daten bereitgestellt werden können, welche 
die gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen im Kanton möglichst genau abbilden. In einer immer 
komplexeren Welt kommt der öffentlichen Statistik und somit der Arbeit des Statistischen Amts auch 
eine immer wichtigere Rolle als Orientierungspunkt für vorausschauendes staatliches Handeln zu. 

Bezüglich der Erhebungstätigkeit durch das Statistische Amt im Rahmen der Bundesstatistik ist 
Abs. 2 zusammen mit § 7 Abs. 2 zu lesen. Daraus ergibt sich durch das neue Gesetz eine klare Zu-
ständigkeitsordnung. Bezeichnet die Statistikerhebungsverordnung des Bundes explizit ein spezifi-
sches öffentliches Organ eines Kantons oder wird Bezug genommen auf einen spezifischen Daten-
satz aus seinem Aufgabenbereich, so ist dieses öffentliche Organ für die Erhebung dieser Daten 
zuständig. Gemäss aktueller Statistikerhebungsverordnung ist dies zum heutigen Zeitpunkt in über 
40 Bereichen der Fall. Subsidiär, also bei fehlender Nennung eines spezifischen öffentlichen Organs 
oder Aufgabenbereichs wirkt das Statistische Amt an der Bundesstatistik mit. § 6 Abs. 2 fungiert 
demnach als Auffangtatbestand zwecks lückenloser Zuständigkeitsordnung. 

§ 6 Abs. 2 und 3 sowie § 7 Abs. 2 bezwecken insgesamt die Sicherstellung der Mitwirkung des Kan-
tons an der Bundesstatistik (vgl. Zweckbestimmung in § 1 Abs. 2 lit. b). Aufgrund dessen hat das 
Statistische Amt dabei auch eine besondere Koordinationsfunktion zu übernehmen, sofern dies not-
wendig erscheint (Absatz 3). Dies ist beispielsweise der Fall, wenn in der Statistikerhebungsverord-
nung pauschal "die Kantone" bemüht werden (vgl. zum Beispiel Liste 62 des Anhangs zur Statistiker-
hebungsverordnung).  

Absatz 4 schafft für das Statistische Amt eine flexible Möglichkeit, bei Bedarf externe Sachverstän-
dige beiziehen zu können (im Auftragsverhältnis). Diese analog der Regelung betreffend die Finanz-
kontrolle gemäss § 4 Abs. 1 des Gesetzes über die Finanzkontrolle (GFK) vom 11. Januar 2005 
(SAR 612.200).  

§  7 Weitere Statistikproduzenten 
1 Die öffentlichen Organe des Kantons sind selbst statistisch tätig, soweit sie für die Erfüllung ihrer Aufgaben auf 
statistische Ergebnisse angewiesen sind. 
2 Sie wirken an der Durchführung von Erhebungen der Bundesstatistik mit, wenn die jeweilige Statistik auf Daten 
aus ihrem Aufgabenbereich angewiesen ist.   

Gestützt auf Absatz 1 können die Verwaltungseinheiten des Kantons, der Grosse Rat und die Ge-
richte weiterhin eigene, dezentral geführte Statistiken erstellen. Dies gilt auch für die öffentlich-recht-
lichen Körperschaften und Anstalten des Kantons wie etwa die Sozialversicherungsanstalt (SVA), die 
Aargauische Kantonalbank (AKB) oder die Aargauische Pensionskasse (APK). Da § 7 Abs. 1 aus-
drücklich auf öffentliche Organe des Kantons beschränkt ist, sind die Gemeinden nicht umfasst. Das 
heisst, die Gemeinden gelten nicht als (weitere) Statistikproduzenten im Sinne dieses Gesetzes. 
Folglich kann dieser erste Absatz auch nicht als gesetzliche Grundlage für die eigene statistische Tä-
tigkeit der Gemeinden dienen, vielmehr wäre eine solche Grundlage durch die Gemeinden selbst zu 
schaffen.  
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§ 7 Abs. 1 umfasst insbesondere öffentliche Statistiken, welche die öffentlichen Organe des Kantons 
aufgrund eines Gesetzes oder einer Verordnung erstellen müssen. Beispielsweise führt das Departe-
ment Bau, Verkehr und Umwelt gemäss § 17 Abs. 3 des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz 
über die Fischerei (Fischereigesetz des Kantons Aargau, AFG) vom 20. November 2012 
(SAR 935.200) die Fischereistatistik oder der Kantonale Sozialdienst gestützt auf § 42 Abs. 1 lit. e 
des Gesetzes über die öffentliche Sozialhilfe und die soziale Prävention (Sozialhilfe- und Präventi-
onsgesetz, SPG) vom 6. März 2001 (SAR 851.200) Statistiken im Bereich der öffentlichen Sozialhilfe 
und der sozialen Prävention. In Bezug auf die Sozialhilfe und Prävention ist zu beachten, dass auch 
das Statistische Amt diesbezüglich gestützt auf § 6 Abs. 1 StatG öffentliche Statistiken erstellen darf. 
Es besteht somit eine parallele Zuständigkeit, da die Statistiken des Kantonalen Sozialdienstes und 
des Statistischen Amts unterschiedliche Zwecke verfolgen. 

Wie bereits zu § 6 Abs. 2 ausgeführt, leitet sich die Mitwirkungspflicht der öffentlichen Organe des 
Kantons aus der Statistikerhebungsverordnung des Bundes ab (Liste der statistischen Erhebungen). 
Ergibt sich zudem aus dem Bundesrecht eine weitere Mitwirkungsaufgabe eines öffentlichen Organs 
des Kantons (beispielsweise für die SVA), so besteht diese natürlich weiterhin.  

§  8 Kosten Mitwirkung Bundesstatistik 
1 Kanton und Gemeinden tragen die aus ihrer Mitwirkung an der Bundesstatistik entstehenden Kosten selbst. 

Gemäss Art. 7 Abs. 3 BStatG tragen der Kanton und die Gemeinden je die aus der Mitwirkung an der 
Durchführung der Bundesstatistik entstehenden Kosten, soweit das kantonale Recht die Kostenver-
teilung nicht anders regelt. Da der Kanton und die Gemeinden gleichermassen aus der Bundesstatis-
tik Nutzen ziehen können, gibt es keinen Anlass für eine Änderung des Kostenverteilers. § 8 Abs. 1 
hält demnach ausdrücklich fest, dass der Kanton und die Gemeinden je die aus ihrer Mitwirkung an 
der Bundesstatistik entstehenden Kosten tragen. Dies entspricht der fiskalischen Äquivalenz und än-
dert nichts an der gelebten Praxis. 

§  9 Zusammenarbeit 
1 Der Regierungsrat ist im Rahmen der bewilligten Mittel und der beschlossenen Ziele endgültig für den Ab-
schluss von Vereinbarungen über die statistische Zusammenarbeit mit dem Bund, anderen Kantonen und dem 
Ausland zuständig. 

Die Zusammenarbeit mit dem Bund ist durch das Bundesstatistikgesetz geregelt. Keine Regelungen 
enthält das Bundesstatistikgesetz zur interkantonalen Zusammenarbeit im Rahmen der selbstständi-
gen statistischen Tätigkeiten der Kantone. Diese könnte für die öffentliche Statistik wegen der knap-
pen finanziellen und personellen Ressourcen genauso an Bedeutung gewinnen, wie es in anderen 
Bereichen der öffentlichen Wissensverwaltung der Fall ist (zum Beispiel im Bibliotheks- und Archiv-
bereich). Auch deshalb soll mit diesem Gesetz insbesondere die Zusammenarbeit zwischen den 
Kantonen ermöglicht und gefördert werden (vgl. Zweckbestimmung § 1 Abs. 2 lit. e). 

Interkantonale Vereinbarungen müssen heute grundsätzlich vom Grossen Rat genehmigt werden; 
allerdings kann durch Gesetz der endgültige Abschluss durch den Regierungsrat vorgesehen sein 
(vgl. § 82 Abs. 1 lit. a KV). Da es bei der interkantonalen Zusammenarbeit im Bereich der öffentli-
chen Statistik vorab um Fragen der Arbeitsteilung und der Benützung von gemeinsamen Informatik-
Infrastrukturen geht und damit kaum Rechte und Pflichten von Bürgerinnen und Bürgern tangiert sein 
werden, werden diese eher technischen Fragen zur Erhöhung der Flexibilität mit § 9 Abs. 1 an den 
Regierungsrat delegiert. Dies ist heute zum Beispiel auch im Kulturbereich der Fall (vgl. § 3 Abs. 2 
des Kulturgesetzes [KG] vom 31. März 2009 [SAR 495.200]) oder gilt für interkantonale Vereinbarun-
gen betreffend Grossspiele (§ 2 Abs. 1 des Geldspielgesetzes des Kantons Aargau [GSG] vom 30. 
Juni 2020 [SAR 959.300]). Die Kompetenzdelegation ist zwecks Verknüpfung von Aufgaben und Fi-
nanzen an die finanziellen Kompetenzen des Regierungsrats gekoppelt.  
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Kapitel: 3. Datenerhebung 

In diesem Kapitel wird geregelt, wie und aus welchen Quellen die Statistikproduzenten des Kantons 
die Einzeldaten beziehen, die sie auf vielfältige Weise verdichten, um zu statistischen Ergebnissen, 
mit anderen Worten zu Erkenntnissen über die Eigenschaften und Zusammenhänge von Massener-
scheinungen zu gelangen. Damit dies verhältnismässig, effizient und für die Betroffenen schonend 
erfolgt, wird als Grundsatz die Nutzung von bereits beim Kanton vorhandenen Datenbeständen in 
Sinne des Once-only-Prinzips festgelegt (§ 10). Falls diese im Vollzug angefallenen Daten zur Erstel-
lung der jeweiligen Statistik nicht ausreichen, ist subsidiär auf die Datenbestände bei den Gemein-
den oder anderen öffentlich-rechtlichen Institutionen zu zugreifen. Diese 2. Stufe der Datenerhebung 
wird als Indirekterhebung bezeichnet (§ 11). Reichen die beim Kanton bereits vorhandenen Daten 
und die indirekt erhobenen Daten nicht aus, besteht drittens noch die Möglichkeit, die Daten durch 
Direkterhebung (Befragung), Beobachtung oder durch Messung an der Quelle zu erheben (§ 12). 
Befragungen von privaten natürlichen und juristischen Personen erfolgen meist auf freiwilliger Basis. 
Ausnahmsweise kann sich aber eine Pflicht zur wahrheitsgemässen Auskunft für Private aufdrängen, 
die als Einschränkung der persönlichen Freiheit unter Vornahme einer Interessensabwägung speziell 
anzuordnen und durch den Regierungsrat zu genehmigen ist (§ 13 Abs. 2). 

§  10 Verwendung von Verwaltungs- und Registerdaten 
1 Für die Kantonsstatistik sind die beim Kanton durch den Rechtsvollzug angefallenen Daten (Verwaltungs- und 
Registerdaten) sowie öffentlich zugängliche Datenbestände zu verwenden. 
2 Das Statistische Amt kann Verwaltungs- und Registerdaten, einschliesslich besonders schützenswerte Perso-
nendaten, aus den entsprechenden Datensammlungen und Informatikanwendungen abrufen oder sich per 
Stichtag zustellen lassen. Die Dauer des Abrufs auf Personendaten ist auf ein notwendiges Minimum und auf 
einen möglichst kleinen Personenkreis zu beschränken. 

In der Verwaltung des Kantons fallen durch den Vollzug von Bundes- und kantonalem Recht viele 
Daten an (Daten über Personen, aber auch Daten über Sachen, Ereignisse und Entwicklungen). 
Viele davon befinden sich strukturiert in entsprechenden Registern (zum Beispiel Einwohnerregister, 
Register des Grundbuchs, Handelsregister, Betriebs- und Arbeitgeberregister, Anwaltsregister, 
Krebsregister). Für den Kanton direkt zugänglich sind auch die im Internet oder anderswo publizier-
ten Daten. Aus diesen vielen Datenquellen sollen die Einzeldaten als Grundlage für die kantonalen 
Statistiken in erster Line gewonnen werden. Diese Mehrfachnutzung von Daten für statistische Zwe-
cke wird in Absatz 1 formalgesetzlich festgeschrieben.  

Absatz 2 gibt dem Statistischen Amt das Recht, auf die Daten im digitalen Abrufverfahren zuzugrei-
fen oder sich diese per Stichtag von denjenigen kantonalen Stellen zustellen zu lassen, bei denen 
sie entstanden beziehungsweise vorhanden sind. Die ausdrückliche Regelung betreffend digitalem 
Abrufverfahren entspricht sinngemäss der entsprechenden Befugnis der Finanzkontrolle in § 11 
Abs. 5 GFK. Die Finanzkontrolle ist ebenso auf einen effizienten Zugang zu den Daten der geprüften 
Stellen angewiesen wie das Statistische Amt auf die Daten der kantonalen Stellen zur Erstellung von 
Statistiken. Das Abrufen soll immer dann zur Anwendung kommen, wenn die Daten digital geführt 
und eine Schnittstelle eingerichtet werden kann. Sollte keine Schnittstelle vorhanden oder mit ver-
hältnismässigem Aufwand erstellbar sein, werden die Daten dem Statistischen Amt in anderer Form 
zugestellt, wobei das Datenformat vorgängig abzusprechen ist (zum Beispiel csv, Excel). Das Recht 
des Statistischen Amts korrespondiert mit der Mitwirkungs- und Auskunftspflicht der betroffenen 
Stelle des Kantons, die in § 13 Abs. 1 geregelt ist.  

Für das kantonale Einwohnerregister gilt eine Spezialregelung. Es wird auf die nachstehenden Erläu-
terungen zur Fremdänderung § 21 Abs. 5 RMG verwiesen. 
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§  11 Indirekterhebung 
1 Soweit keine Daten gemäss § 10 Abs. 1 vorliegen, erhebt das Statistische Amt die für die Kantonsstatistik be-
nötigten Daten bei den öffentlichen Organen. 

Falls die Daten nicht als Verwaltungs- und Registerdaten bereitstehen (nach § 10), werden diese mit-
tels Indirekterhebung (nach § 11) bezogen. Die Indirekterhebung gemäss § 11 Abs. 1 unterscheidet 
sich von der Verwendung von vorhandenen Verwaltungsdaten gemäss § 10 in den unterschiedlichen 
Zuständigkeiten. Gemäss § 10 liegt die Zuständigkeit über die sogenannte "Quelldaten" bei den Ver-
waltungseinheiten des Kantons. Bei § 11 Abs. 1 liegt die Zuständigkeit bei den öffentlichen Organen 
gemäss § 3 Abs. 1, das heisst, bei den Gemeinden oder anderen unabhängigen kantonalen Instituti-
onen mit eigener Rechtspersönlichkeit (Anstalten oder Körperschaften), die vom Kanton oder den 
Gemeinden rechtlich oder wirtschaftlich beherrscht werden (Beteiligungen) und der staatlichen 
Sphäre angehören sowie beispielsweise auch der Gerichte Kanton Aargau. Bei der Indirekterhebung 
kann der Datenlieferant auf eigene Daten zurückgreifen und muss diese allenfalls mit zusätzlichen 
Merkmalen ergänzen. Er gibt die Daten in der vom Statistischen Amt benötigten Form weiter. Ausge-
nommen sind die personenidentifizierenden Merkmale der Sozialhilfe, da im Sozialhilfe- und Präven-
tionsgesetz normiert ist, dass die Datenweitergabe für Statistikzwecke in anonymisierter Form erfolgt 
(vgl. § 46 Abs. 5 SPG).  

§ 11 Abs. 1 gilt nur für das Statistische Amt und nicht für weitere Statistikproduzenten gemäss § 7. 
Letztere dürfen nur ihre eigenen Verwaltungsdaten und öffentlich zugängliche Daten nutzen. Vorbe-
halten bleiben anderslautende Bestimmungen des Spezialrechts (zum Beispiel Datenlieferungspflicht 
der Spitäler im Gesundheitswesen oder der Schulen im Bildungsbereich). 

§  12 Direkterhebung, Beobachtung und Messung 
1 Lassen sich die erforderlichen Daten nicht aus Datenbeständen gemäss den §§ 10 Abs. 1 und 11 Abs. 1 oder 
nur mit unverhältnismässigem Aufwand beschaffen und ist dies zur Vollständigkeit, Repräsentativität, Vergleich-
barkeit oder Aktualität einer Statistik erforderlich, kann das Statistische Amt sie durch Befragung von natürlichen 
und juristischen Personen (Direkterhebung), Beobachtung oder Messung erheben. 
2 Direkterhebungen sind in Bezug auf die Anzahl und den Kreis der Befragten auf ein Mindestmass zu be-
schränken. 
3 Die Befragten sind über den Zweck und die Rechtsgrundlage der Erhebung sowie über eine allfällige Entschä-
digung zu informieren. Eine allfällige Auskunfts- und Mitwirkungspflicht wird durch Entscheid des Statistischen 
Amts verfügt. 

Obwohl Indirekterhebungen und die bei der Verwaltung vorhandenen Daten heutzutage bereits viele 
Bedürfnisse der öffentlichen Statistik nach Daten abdecken können, sind bisweilen dennoch auch 
Direkterhebungen erforderlich, um eine ausreichende Informationsqualität (zum Beispiel Repräsenta-
tivität oder Vergleichbarkeit) zu erreichen. Direkterhebungen sind immer als subsidiär zu betrachten 
und nur in jenen Fällen zulässig, in denen nicht auf anderem Wege auf bereits vorhandene Daten 
zurückgegriffen werden kann (Abs. 1). Absatz 1 gibt dem Statistischen Amt zudem die Möglichkeit 
Daten aus eigenen Beobachtungen von Ereignissen oder durch selbst vorgenommene Messungen 
zu gewinnen.  

Direkterhebungen mittels Befragungen sind schonend einzusetzen und haben sich in Bezug auf An-
zahl und Kreis der Befragten auf das notwendige Mindestmass zu beschränken. Die mit einer Aus-
kunftspflicht versehenen Erhebungen dürfen die Privatsphäre des Einzelnen nicht verletzen. Mit der 
Bestimmung von Absatz 2 wird übermässigen Befragungen ein Riegel geschoben.  

Neben Befragungen, bei denen die Teilnahme freiwillig erfolgt, sollen auch Direkterhebungen mit ei-
ner Mitwirkungspflicht normiert werden (Abs. 3 und § 13 Abs. 2). Letzteres garantiert, dass die Be-
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fragten in Direkterhebungen auch Auskunft geben. Die Auskunftspflicht bei natürlichen oder juristi-
schen Personen greift selbstverständlich auch nur in Bezug auf deren eigene Personendaten sowie 
anonymisierte Daten über Dritte. Dennoch soll mit der in § 13 Abs. 2 statuierten Auskunfts- und Mit-
wirkungspflicht die Arbeit des Statistischen Amts erleichtert werden, indem die Genauigkeit und Re-
präsentativität von Statistiken durch diese sowie die Wahrheitspflicht (§ 14) sichergestellt wird. Die 
Auskunftspflicht gewährleistet die Aktualität der Statistiken, da freiwillige Erhebungen meist zeitauf-
wändiger sind. Die Suche der für die Repräsentativität genügenden Anzahl an Beteiligten nimmt län-
gere Zeit in Anspruch. Bei freiwilligen Erhebungen ist die Zusammensetzung der Beteiligten starken 
Schwankungen ausgesetzt, weshalb durch die Mitwirkungspflicht die Vergleichbarkeit der Erhebun-
gen sichergestellt wird. Der Regierungsrat soll darüber entscheiden, ob der Zweck der Direkterhe-
bung eine Auskunftspflicht unbedingt erfordert. Datenerhebungen mit Auskunftspflicht erhalten durch 
die regierungsrätliche Genehmigung ihre politische Legitimation. 

Auf eine Genehmigung durch den Regierungsrat von einzelnen, kleineren Direkterhebungen ohne 
Auskunftspflicht innerhalb des bestehenden Budgetrahmens des Statistischen Amts soll aus Grün-
den der Flexibilität verzichtet werden. Grössere Direkterhebungsprojekte mit Auskunftspflicht und 
Entschädigungen durchlaufen den Kreditbewilligungsprozess inklusive Mitberichtsverfahren, entspre-
chend der Verpflichtungskreditkompetenzen von Regierungsrat (bis 2 Millionen Franken) und Gros-
sem Rat (ab 2 Millionen Franken).  

Die Regelung von Absatz 3 dient im Wesentlichen der Transparenz und der Motivation der Befrag-
ten, sich möglichst freiwillig an einer Befragung zu beteiligen. Die Befragten sollen wissen, zu wel-
chem Zweck (Erkenntnisinteresse) und gestützt auf welche Rechtsgrundlage (in der Regel ist dies 
vorliegender § 12) sie befragt werden. Weiter sollen Sie über eine allfällige Auskunfts- und Mitwir-
kungspflicht (§ 13 Abs. 2) sowie über eine allfällige Entschädigung (vgl. § 15 Abs. 2) orientiert wer-
den. 

§  13 Auskunfts- und Mitwirkungspflicht 
1 Die öffentlichen Organe sind zur Auskunftserteilung und zur Mitwirkung verpflichtet. 
2 Natürliche und juristische Personen können bei Direkterhebungen zur Auskunftserteilung und Mitwirkung ver-
pflichtet werden, wenn die Methode der Erhebung und die Bedeutung der Statistik dies erfordern. Der Regie-
rungsrat genehmigt entsprechende Anordnungen. 
3 Der Entscheid über die angeordnete Auskunfts- und Mitwirkungspflicht kann mit Beschwerde beim Verwal-
tungsgericht angefochten werden.  

Absatz 1 regelt die Auskunfts- und Mitwirkungspflicht von öffentlichen Organen gemäss § 3. Sie sind 
zur Auskunftserteilung und Mitwirkung bei den Erhebungen gemäss den §§ 10 bis 12 verpflichtet. 
Die öffentlichen Organe müssen dem Statistischen Amt vorhandene Datenbestände für statistische 
Tätigkeiten zur Verfügung stellen. Dies ist notwendig, damit der Vorrang der Verwendung von vor-
handenen Verwaltungs- und Registerdaten beziehungsweise der Indirekterhebung zum Tragen 
kommt. Mitwirkung kann auch bedeuten, dass öffentliche Organe im Rahmen einer Erhebung kon-
zeptionelle oder analytische Arbeiten ausführen. Ferner können öffentliche Organe im Rahmen einer 
Direkterhebung verpflichtet werden, selbst über sich Auskunft zu geben. 

Absatz 2 bezieht zieht sich nur auf Direkterhebungen bei Privaten. Sie trifft eine Auskunfts- und Mit-
wirkungspflicht nur dann, wenn dies besonders angeordnet und durch den Regierungsrat genehmigt 
ist. Es ist ein anfechtbarer Entscheid zu erlassen, der gemäss § 12 Abs. 3 beim Verwaltungsgericht 
mit Beschwerde anfechtbar ist. Anfechtbar ist dabei der Entscheid (Verfügung), welcher einer be-
troffenen Person eröffnet wird und nicht die generelle Genehmigung des Regierungsrats. Die direkte 
Anfechtung des Entscheids des Statistischen Amts beim Verwaltungsgericht macht Sinn, da der Re-
gierungsrat die generelle Anordnung genehmigt hat. Die Anordnung einer Auskunfts- und Mitwir-
kungspflicht für Private ist nur möglich, wenn dies einerseits die Methode der Erhebung und anderer-
seits die Bedeutung der Statistik erfordern. Wie bei jeder staatlichen Massnahme muss dabei das 
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Verhältnismässigkeitsprinzip eingehalten werden. Eine Anordnung kann etwa dann erforderlich sein, 
wenn Stichprobenerhebungen nach der Methode der Zufallsauswahl durchgeführt werden. Dann 
hängt die Genauigkeit und Repräsentativität der Stichprobe in hohem Mass davon ab, dass mög-
lichst viele der befragten Personen antworten. Mit jeder fehlenden Antwort wird die Stichprobe weni-
ger aussagekräftig, bis sie schliesslich nicht mehr repräsentativ ist. 

Die Auskunfts- und Mitwirkungspflicht für die Bundesstatistik ergibt sich aus dem Bundesstatistikge-
setz. 

§  14 Wahrheitspflicht 
1 Öffentliche Organe sowie natürliche und juristische Personen sind zur wahrheitsgetreuen Auskunftserteilung 
verpflichtet. 

Wahrheit ist zentral für das Vertrauen in die Verlässlichkeit der öffentlichen Statistik. § 14 Abs. 1 hält 
daher ausdrücklich fest, dass Auskünfte wahrheitsgetreu erteilt werden müssen (Wahrheitspflicht). 
Auf die Festsetzung von besonderen Sanktionen beim Verstoss gegen die Wahrheitspflicht wird im 
Statistikgesetz verzichtet. Daten sollen in erster Linie durch Motivation der Befragten gewonnen wer-
den. Unvollständige, falsche oder unwahrscheinliche Antworten sollen nach Möglichkeit von den Sta-
tistikproduzenten ergänzt und berichtigt werden.   

§  15 Entschädigung 
1 Auskunftserteilung und Mitwirkung werden nicht entschädigt. 
2 Bei Direkterhebungen kann für aussergewöhnlich grossen Aufwand eine angemessene Entschädigung ausge-
richtet werden. 

Da die Auskunftserteilung und Mitwirkung meist ohne nennenswerten Aufwand erfolgen kann, ist es 
gerechtfertigt, diese grundsätzlich als unentgeltlich zu erklären (Abs. 1). 

Lediglich für Direkterhebungen kann eine angemessene Entschädigung ausgerichtet werden, wenn 
sie für die Befragten mit einem aussergewöhnlich grossen Aufwand verbunden ist (Abs. 2). Ange-
sichts der Vergleichbarkeit der statistischen Auskunftspflicht mit der Zeugnispflicht in den Rechtspfle-
geverfahren (öffentliches Interessen an den Kenntnissen von Personen) wird sich die Entschädigung 
an diejenigen für die Zeugen zu richten haben, die heute für die Zeitversäumnis eine Entschädigung 
von Fr. 13.– pro Stunde erhalten (vgl. § 29 Abs. 1 lit. a des Dekrets über die Verfahrenskosten [Ver-
fahrenskostendekret, VKD] vom 24. November 1987 [SAR 221.150]). 

Kapitel: 4. Bearbeitung, Aufbewahrung und Schutz der Daten 

Die §§ 16-21 befassen sich mit der Bearbeitung, der Aufbewahrung und dem Schutz der Daten im 
Bereich der öffentlichen Statistik. Dabei ist vorab darauf hinzuweisen, dass die Tätigkeit von kanto-
nalen (inklusive kommunalen) Organen im Auftrag des Bundesamts für Statistik in den Geltungsbe-
reich des Bundesstatistikgesetzes fällt. Art. 17 Abs. 1 BStatG bestimmt deshalb konsequenterweise, 
dass dann in jedem Fall das Statistikgeheimnis nach Art. 14 BStatG, die Bestimmungen zur Datensi-
cherheit nach Art. 15 BStatG und die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes (DSG) vom 19. Juni 
1992 (SR 235.1) über die Bearbeitung für Forschung, Planung und Statistik gelten. Wo kantonales 
Recht die nicht personenbezogene Datenbearbeitung regelt, soll es neben diesen Bestimmungen 
anwendbar bleiben, fehlen hingegen solche Vorschriften gilt das Bundesrecht ebenso, wie wenn die 
kantonalen Regelungen dem Bundesrecht widersprechen ([91.066] Botschaft zu einem Bundessta-
tistikgesetz [BStatG] vom 30. Oktober 1991 [BBl 1997 I 429 f.]).  

Sofern nachfolgend nichts Anderes normiert wird, gilt selbstverständlich das IDAG auch im Anwen-
dungsbereich des vorliegenden Statistikgesetzes. Insbesondere sind etwa die §§ 17a bis 17c IDAG 
auch von den Statistikproduzenten anzuwenden. 
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§  16 Grundsätze 
1 Die Statistikproduzenten schützen die Daten durch die erforderlichen und verhältnismässigen organisatori-
schen und technischen Massnahmen gegen unbefugtes Bearbeiten. Für den Schutz von Personendaten gilt 
§ 12 des Gesetzes über die Information der Öffentlichkeit, den Datenschutz und das Archivwesen (IDAG) vom 
24. Oktober 2006. 
2 Das Statistische Amt darf die zur Vorbereitung, Durchführung und Koordination von Erhebungen erstellten Na-
mens- und Adresslisten nur solange aufbewahren, als diese für die genannten Zwecke bearbeitet werden müs-
sen. 
3 Material aus Direkterhebungen, das neben den erfragten Angaben Namen oder persönliche Identifikations-
nummern der Betroffenen enthält, darf nur vom Statistischen Amt bearbeitet werden. Es ist zu vernichten, so-
bald die Bearbeitung abgeschlossen ist. 
4 Das Statistische Amt darf unter Vorbehalt von § 17 Daten nur aufbewahren und archivieren, sofern sie keine 
Namen oder persönliche Identifikationsnummern der Betroffenen enthalten. 

Die Statistikproduzenten, das heisst das Statistische Amt (§ 6) und weitere Statistikproduzenten (§ 7) 
dürfen gestützt auf § 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 zu statistischen Zwecken erhobene Daten 
– einschliesslich besonders schützenswerter Personendaten – bearbeiten beziehungsweise statisti-
sche Tätigkeiten vornehmen. Hierzu erübrigt sich daher eine ausdrückliche Norm. Da die Statistik-
produzenten durch dieses Recht Zugang zu einer Vielzahl Daten haben, ist es wichtig, den Schutz 
dieser Daten zu normieren. § 16 Abs. 1 enthält daher – analog Art. 15 Abs. 1 BStatG – die Pflicht der 
Statistikproduzenten, die durch sie bearbeiteten Daten durch die erforderlichen und verhältnismässi-
gen organisatorischen und technischen Massnahmen gegen unbefugtes Bearbeiten zu schützen. 
Eine solche Regelung ist insbesondere mit Blick auf die Daten von juristischen Personen erforder-
lich, denn § 12 Abs. 1 IDAG gilt lediglich für Personendaten von natürlichen Personen (vgl. § 12 
Abs. 1 IDAG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 lit. d IDAG). Demgegenüber wird für den Schutz von Per-
sonendaten auf § 12 IDAG verwiesen, womit selbstredend auch die Ausführungsbestimmungen ge-
mäss §§ 4 und 5 der Verordnung zum Gesetz über die Information der Öffentlichkeit, den Daten-
schutz und das Archivwesen (VIDAG) vom 26. September 2007 (SAR 150.711) gelten. Die 
Statistikproduzenten haben mit Blick auf den Zweck der Statistik ein grosses eigenes Interesse da-
ran, die Integrität der Daten durch geeignete Sicherheitsmassnahmen vor jeglicher Art unbefugter 
Manipulation (Verändern, Löschen, Unkenntlichmachung) zu schützen. 

Ziehen Statistikproduzenten Dritte zur Bearbeitung von zu statistischen Zwecken erhobenen Daten 
bei, sind diese als Hilfspersonen der Statistikproduzenten anzusehen. Die Statistikproduzenten müs-
sen demnach den beigezogenen Dritten die Pflicht gemäss § 16 Abs. 1 vertraglich überbinden. Ver-
antwortlich für die Einhaltung von § 16 Abs. 1 bleiben jedoch die Statistikproduzenten. 

Absatz 2 bezieht sich auf Indirekt- und Direkterhebungen durch das Statistische Amt gemäss § 11 
Abs. 1 sowie § 12 Abs. 1 und entspricht sinngemäss Art. 15 Abs. 2 BStatG. Normiert wird dabei der 
Umgang mit den zur Vorbereitung und Durchführung von Direkterhebungen erforderlichen Namens- 
und Adresslisten der befragten Einheiten. Bei periodisch wiederholten Erhebungen enthalten diese 
Listen auch ausgewählte weitere Angaben, um bei grossen Veränderungen im Zeitablauf gezielte 
Rückfragen vornehmen zu können. Diese Listen sind nicht zu verwechseln mit den bereinigten Ein-
zeldaten nach Abschluss der Datenerfassung und Plausibilisierung, die keinen direkten Namensbe-
zug mehr aufweisen (vgl. § 16 Abs. 4). Die Namens- und Adresslisten gemäss Absatz 2 dienen dem 
Statistischen Amt – nur dieses darf gemäss § 12 Abs. 1 Direkterhebungen durchführen – als internes 
Hilfsmittel. Sie dürfen nicht länger als notwendig aufbewahrt werden und dürfen aufgrund von § 21 
Abs. 3 nur mit regierungsrätlichem Beschluss an Dritte bekanntgegeben werden. Die Listen werden 
zur Vorbereitung, Durchführung und Koordination von Erhebungen erstellt. Bei der Koordination geht 
es auch darum, Mehrfachbelastungen der Befragten so gering wie möglich zu halten und Substituti-
onsmöglichkeiten für gewisse Erhebungsmerkmale, die bei direkter Befragung dem Befragten einen 
grossen Aufwand verursachen, anwenden zu können.  
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Bei Erhebungen durch das Statistische Amt fallen neben Namens- und Adresslisten auch andere Da-
ten, insbesondere etwa physisches Material von Direkterhebungen, an. Falls dieses neben den er-
fragten Angaben Namen oder persönliche Identifikationsnummern der Befragten enthält, ist ein be-
sonderer Schutz erforderlich. Gemäss § 16 Abs. 3 darf dieses Erhebungsmaterial nur durch das für 
Direkterhebungen zuständige Statistische Amt bearbeitet werden und muss ohne Einschränkung 
vernichtet werden, sobald die Bearbeitung – das heisst, die Erfassung und Plausibilisierung – abge-
schlossen ist.  

Mit Blick auf die Vielzahl von Daten und die damit einhergehende grosse Verantwortung des Statisti-
schen Amts ist es diesem gemäss Absatz 4 grundsätzlich untersagt, Daten aufzubewahren und zu 
archivieren, die Namen oder persönliche Identifikationsnummern der Betroffenen enthalten. Vorbe-
halten bleibt § 17, das heisst die spezifischen Regelungen betreffend die Bearbeitung von Einzelda-
ten aus Personendatensammlungen. § 16 Abs. 4 entspricht sinngemäss Art. 15 Abs. 4 BStatG und 
hat die definitiven Einzeldaten ohne namentlichen Bezug zum Gegenstand. Es handelt sich dabei um 
das eigentliche, bereinigte Rohmaterial der Statistik, das über eine lange Zeit beim Statistischen Amt 
für zusätzliche Auswertungen aufbewahrt wird. Nach Abschluss der Eingangskontrolle und der Plau-
sibilitätsüberprüfung wird bei natürlichen Personen der Name beziehungsweise bei Unternehmen die 
Firma und die persönliche Identifikationsnummer entfernt. Die für die Auswertung massgebenden 
Datensätze enthalten somit weder Namen noch persönliche Identifikationsnummern; damit sind die 
Einzelpersonen grundsätzlich nicht mehr bestimmt. In Einzelfällen ist jedoch eine Person trotzdem 
bestimmbar, nämlich dann, wenn wegen einer oder mehrerer meist seltener Merkmalsausprägungen 
indirekt die betroffene Person identifiziert und dadurch sämtliche Merkmale dieses Datensatzes auf 
diese Person bezogen werden können. Daher müssen auch Datensätze, die das Statistische Amt 
gemäss § 16 Abs. 4 aufbewahren und archivieren darf, weiterhin nach den für Personendaten mass-
gebenden Bestimmungen bearbeitet werden. Ein Wegfall der Bestimmbarkeit würde die Auswer-
tungsmöglichkeiten, vor allem in geographischer Hinsicht, zu stark einschränken. Obwohl ein solcher 
Datensatz zwar einige Daten enthält, die als Personendaten anzusehen sind, ist er nicht als Daten-
sammlung im Sinne von § 23 Abs. 1 IDAG zu qualifizieren, da er nicht über Name oder Firma nach 
Personen erschliessbar ist. Es besteht damit auch keine Möglichkeit festzustellen, ob eine bestimmte 
Person in diesem Datensatz enthalten ist. Da aber – wie erwähnt – in Einzelfällen eine Person trotz-
dem bestimmbar ist, wird dieser Datensatz nicht an das Staatsarchiv weitergegeben (vgl. § 19 
Abs. 1). Neben diesen Datenschutzgründen wäre eine Archivierung dieser Daten beim Staatsarchiv 
kaum hilfreich, denn das Statistikgeheimnis müsste in diesem Fall zeitlich unbeschränkt gelten, das 
heisst nach Ablauf der üblichen Fristen wäre eine Bekanntgabe der Daten nur möglich, wenn eine 
personenbezogene Verwendung ausgeschlossen ist. 

Die weiteren Statistikproduzenten gemäss § 7 sind in § 16 Abs. 4 absichtlich nicht erwähnt, da sie 
die Daten nicht für statistische Zwecke erhoben haben und für die Aufbewahrung und die Archivie-
rung folglich die allgemeinen Regeln gelten. Insbesondere haben die weiteren Statistikproduzenten 
demnach die Vorgaben des IDAG über das Archivwesen (§ 43 ff. IDAG) sowie über die Bearbeitung 
und Vernichtung von Personendaten (§ 21 IDAG) anzuwenden. 

§  17 Bearbeitung von Einzeldaten 
1 Das Statistische Amt kann für die Vervollständigung, Kontrolle und Aufbereitung erhobener Einzeldaten die 
erforderlichen personenidentifizierenden Merkmale verwenden. 
2 Es bearbeitet die aufbereiteten Einzeldaten in pseudonymisierter Form. Es pseudonymisiert sie, indem die 
Personenbezeichnungen durch einen nichtsprechenden Identifikator ersetzt werden. 
3 Das Statistische Amt anonymisiert die Einzeldaten, sobald deren Bearbeitungszweck dies zulässt, spätestens 
jedoch 30 Jahre nach ihrer Erhebung. Es anonymisiert sie, indem es personenidentifizierende Angaben und den 
Identifikator löscht. 
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4 Sind mit einer Statistik Entwicklungen über einen Zeitraum von mehr als 30 Jahren zu untersuchen, anonymi-
siert das Statistische Amt die Einzeldaten, sobald der Zweck der Statistik erreicht ist. Der Regierungsrat legt 
diese Statistiken durch Verordnung fest. 

§ 21 Abs. 1 IDAG sieht die Vernichtung von Personendaten durch die verantwortliche Behörde vor, 
falls diese nicht mehr zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgabe sowie zu Sicherungs- und Beweiszwe-
cken benötigt werden. Für die Datenaufbewahrung für Langzeitstatistiken besteht damit eine gesetz-
liche Grundlage. Jedoch können sich im Bereich der öffentlichen Statistik zu einem späteren Zeit-
punkt neue Gesichtspunkte ergeben, die es erforderlich machen, die in der Verantwortung des 
Statistischen Amts liegenden Rohdaten erneut zu validieren und/oder die Überführung der Ur-
sprungsdaten in die Rohdaten zu reflektieren. In diesem Fall könnten infolge der Vernichtungspflicht 
gemäss § 21 Abs. 1 IDAG die Datengrundlagen fehlen. Für das Statistische Amt wird daher mit § 17 
eine von § 21 Abs. 1 IDAG abweichende Spezialbestimmung geschaffen, welche sich an den bun-
desrechtlichen Normen zur Bearbeitung von Einzeldaten gemäss Art. 8a Statistikerhebungsverord-
nung orientiert. 

Absatz 1 erlaubt es dem Statistischen Amt, personenidentifizierende Merkmale für die Vervollständi-
gung, Kontrolle und Aufbereitung erhobener Einzeldaten zu verwenden. Personenidentifizierende 
Merkmale sind Personenbezeichnungen (zum Beispiel Namen und Vornamen), Hilfsmerkmale (zum 
Beispiel Wohnadresse) sowie Identifikatoren (zum Beispiel Registernummern, AHVN13). Die Ver-
wendung dieser Merkmale ist erforderlich, da im Erhebungsprozess die personenidentifizierenden 
Merkmale meist die einzigen Merkmale sind um die Daten zu plausibilisieren und zu kontrollieren mit 
dem Ziel die Datenqualität zu verbessern. Beispielsweise werden die Daten aus der gleichen Erhe-
bung mit Vorjahresdaten abgeglichen. Mittels der personenidentifizierenden Merkmale können auch 
nicht sprechende Identifikatoren, wie die AHVN13, dem Datensatz beigefügt werden, was beispiels-
weise in der Bundeserhebung der Lernenden ein zwingendes Merkmal ist.  

Sobald die Einzeldaten jedoch aufbereitet wurden, werden die Daten durch das Statistische Amt nur 
noch in pseudonymisierter Form bearbeitet (Absatz 2). Dabei werden Personenbezeichnungen durch 
einen nichtsprechenden Identifikator ersetzt. Räumliche Informationen werden bei der Pseudonymi-
sierung – anders als beim Bund (vgl. Art. 8a Abs. 2 Statistikerhebungsverordnung) –  beibehalten um 
Analysen im Raum zu ermöglichen. Als nächster Schritt normiert § 17 Abs. 3 die Anonymisierung 
dieser Daten. Diese hat entweder zu erfolgen, sobald der Bearbeitungszweck (ist früher erreicht als 
der Zweck der Statistik gemäss Absatz 4) dies erlaubt, spätestens aber 30 Jahre nach der Erhebung 
der Einzeldaten. Der Bearbeitungszweck erlaubt die Anonymisierung von Einzeldaten in der Regel 
dann, wenn die Datenauswertung abgeschlossen ist und eine Langzeitstatistik ausgeschlossen wer-
den kann. Dieser Zeitpunkt tritt somit meist wenige Jahre nach der Erhebung ein. Die 30-jährige Frist 
wird daher kaum je zum Tragen kommen. Aufgrund der Ausnahmeregelung in Absatz 4 wird den-
noch diese Frist genannt. Die Anonymisierung erfolgt indem der Identifikator und die personenidenti-
fizierenden Angaben inklusive Adressdaten gelöscht werden (analog Art. 8a Abs. 3 Statistikerhe-
bungsverordnung).  

Da in Einzelfällen mit Statistiken Entwicklungen über einen Zeitraum von mehr als 30 Jahren zu un-
tersuchen sind, enthält Absatz 4 – analog Art. 8a Abs. 4 Statistikerhebungsverordnung – eine ent-
sprechende Ausnahmeregelung zu Absatz 3. Auch hier hat das Statistische Amt die Einzeldaten zu 
anonymisieren, sobald der Zweck der Statistik erreicht ist. Der Entscheid, ob mit einer Statistik Ent-
wicklungen über einen Zeitraum von mehr als 30 Jahren zu untersuchen sind, obliegt dem Regie-
rungsrat, welcher diese Statistiken durch Verordnung festlegt. Stand heute handelt es sich um die 
Bevölkerungs-, die Bildungs- und die Steuerstatistik natürlicher und juristischer Personen.  

§  18 Datenverknüpfungen 
1 Das Statistische Amt darf Daten miteinander verknüpfen. 
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2 Es darf hierfür systematisch die Versichertennummer gemäss Art. 50c des Bundesgesetzes über die Alters- 
und Hinterlassenenversicherung (AHVG) vom 20. Dezember 1946 oder andere Identifikatoren als Verbindungs-
schlüssel verwenden. 
3 Vor der Verknüpfung von Personendaten, die unterschiedliche Bereiche oder Zeitpunkte abdecken, ersetzt das 
Statistische Amt Personenangaben durch einen nicht-sprechenden Identifikator.  
4 Werden besonders schützenswerte Personendaten verknüpft, oder ergeben sich aus der Verknüpfung Persön-
lichkeitsprofile, sind die verknüpften Daten nach Abschluss der statistischen Auswertungsarbeiten zu löschen. 

Absatz 1 legitimiert das Statistische Amt Daten miteinander zu verknüpfen. Durch Verknüpfung kön-
nen einerseits Datensätze vervollständigt, strukturiert und plausibilisiert werden, wobei in diesem Fall 
kein eigentlich neuer Datensatz entsteht. Dieser wird beispielsweise lediglich um eine Nomenklatur 
oder um Vorjahresdaten zum Zwecke der Plausibilisierung ergänzt. Andererseits können durch die 
Verknüpfung von Daten aus unterschiedlichen Bereichen neue Datensätze entstehen, in dem Sinne, 
dass eine neue Datengrundlage geschaffen wird und statistische Analysen durchgeführt werden kön-
nen, um beispielsweise Muster zu erkennen. 

Die Befugnis zur Datenverknüpfung ist auf das Statistische Amt beschränkt, da insbesondere die 
Verknüpfung von Personendaten unter dem Aspekt des Datenschutzes heikel ist. Die weiteren Sta-
tistikproduzenten gemäss § 7 haben diese Berechtigung nicht, es sei denn, es gibt dafür eine gesetz-
liche Grundlage im jeweiligen Sachbereich. Zu beachten ist, dass das Statistische Amt und weitere 
Statistikproduzenten des Kantons sowie allfällige Statistikstellen der Gemeinden zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben Daten des Bundesamts für Statistik nur mit dessen schriftlicher Zustimmung und unter Be-
rücksichtigung seiner Auflagen mit weiteren Daten verknüpfen dürfen (vgl. Art. 14a Abs. 2 BStatG). 

Absatz 2 regelt die Verwendung von Identifikatoren zur Verknüpfung von Daten unterschiedlicher Be-
reiche. Der aus heutiger Sicht wichtigste solcher Verbindungsschlüssel ist die nicht-sprechende 
AHV-Versichertennummer (AHVN13). Gemäss Art. 153c Abs. 1 lit. a des Bundesgesetzes über die 
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG) vom 20. Dezember 1946 (SR 831.10) können die 
Einheiten der Kantonsverwaltungen, die Versichertennummer zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufga-
ben systematisch verwenden. Im Kanton Aargau erlaubt lediglich § 5 Abs. 1 RMG den öffentlichen 
Organen die Verwendung der Versichertennummer um ihre Aufgaben zu erfüllen. Damit eine ganz-
heitliche Normierung für die öffentliche Statistik erreicht und generell heutige und künftige Identifika-
toren auf jegliche geeigneten Variablen der Datensätze ausgeweitet werden kann, soll diese Berech-
tigungsnorm geschaffen werden. Insbesondere auch, da im AHVG die Verwendung von anderen 
möglichen Identifikatoren nicht geregelt ist.  

Die bei der Verknüpfung einzuhaltenden Schutzmassnahmen werden in Absatz 3 geregelt. Die Best-
immungen sollen dabei für Verknüpfungen gelten, die Daten aus unterschiedlichen Bereichen oder 
Zeitpunkten betreffen. Damit wird eine Abgrenzung zu den Tätigkeiten gemäss § 17 Abs. 1 geschaf-
fen, wo es um die Plausibilisierung und Aufbereitung der Daten geht. Im Rahmen derer können Da-
tensätze mit Hilfe von Verknüpfungen vervollständigt und geprüft werden. Die Bestimmungen dieses 
Absatzes haben zum Ziel, dass zu keinem Zeitpunkt ein verknüpfter Datensatz mit Personenanga-
ben entstehen und (zwischen-)gespeichert werden kann.  

Absatz 4 erweitert die Schutzmassnahmen hinsichtlich der Verknüpfung besonders schützenswerter 
Personendaten nach § 3 Abs. 1 lit. k IDAG und der Entstehung von Persönlichkeitsprofilen. In beiden 
Fällen sind die Daten nach Abschluss der statistischen Auswertung zu löschen. Sie können somit 
auch nicht an Dritte weitergegeben werden. Unter Persönlichkeitsprofilen sind nach § 3 Abs. 1 lit. f 
IDAG Zusammenstellungen von wesentlichen persönlichen Merkmalen zu verstehen, deren Analyse 
Aussagen über Entwicklungen, insbesondere bezüglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Ge-

sundheit, Intimsphäre oder Mobilität einer bestimmbaren Person, zulassen, zu verstehen.  
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§  19 Zweckbindung 
1 Zu statistischen Zwecken erhobene Daten gemäss den §§ 10-12 dürfen ausschliesslich für die Bundes- und 
Kantonsstatistik verwendet werden. Sie sind dem Staatsarchiv nicht anzubieten. 
2 Die Verwendung zu einem anderen Zweck ist nur zulässig, wenn sie in einem Gesetz ausdrücklich vorgesehen 
ist oder die betroffenen Personen zustimmen. 
3 Stellt das Statistische Amt an den erhobenen Daten Mängel fest, meldet es diese dem öffentlichen Organ, bei 
dem diese Daten ihren Ursprung haben. 

Der Persönlichkeits- und Datenschutz im Bereich der öffentlichen Statistik soll anhand des Statistik-
geheimnisses (§ 20) und des Grundsatzes der Zweckbindung (§ 19) gesetzlich normiert werden. 
Diese beiden Grundprinzipien 10 und 11 der Charta Öffentliche Statistik der Schweiz24 sind zentral 
für das Vertrauen in die öffentliche Statistik. Die §§ 19 und 20 derogieren als (restriktivere) Spezial-
bestimmungen denn auch die allgemeinen Regelungen gemäss den §§ 11 sowie 13-15 IDAG. 

Die Zweckbindung ist in Absatz 1 normiert. Sie besagt, dass für Statistikzwecke erhobene Daten, nur 
für die Bundes- und Kantonsstatistik verwendet werden dürfen. "Zu statistischen Zwecken erhobene 
Daten" umfassen alle Daten, die gemäss den §§ 10, 11 und 12 erhoben wurden, insbesondere Da-
ten über natürliche und juristische Personen. Diese Zweckbindung ist fundamental und reicht an sich 
bereits um die Existenz des vorliegenden Gesetzes zu rechtfertigen. Mit anderen Worten dürfen für 
Statistikzwecke erhobene Daten natürlicher oder juristischer Personen demnach nicht für Entscheide 
oder Massnahmen administrativer Art, die diese Personen betreffen, verwendet werden. Die gesetzli-
che Verankerung der Zweckbindung ist nicht nur für den Datenschutz unabdingbar, sondern auch für 
die Qualität der öffentlichen Statistik wichtig. Befragte Personen sind eher bereit, genaue und wahr-
heitsgemässe Angaben zu machen, wenn sie darauf vertrauen können, dass ihre Daten nicht für an-
dere als statistische Zwecke verwendet werden dürfen. 

Die Einzeldaten sind dem Staatsarchiv nicht anzubieten. Demnach werden solche Daten auch nicht 
dem Staatsarchiv übergeben. Einerseits müsste mit dem Übergeben von Daten an das Staatsarchiv 
auch die Zweckbindung auf unbestimmte Zeit mitgegeben werden, andererseits liegen die Verwal-
tungsdaten sowie die Daten aus Indirekterhebungen beim Datenlieferanten vor. Nach § 45 Abs. 1 
IDAG obliegt es den anbietepflichtigen öffentlichen Organen, die Daten dem Staatsarchiv anzubieten 
(vgl. § 24 Abs. 1 VIDAG). Würde das Statistische Amt nicht von der Anbietepflicht entbunden, lägen 
die Daten beim Staatsarchiv doppelt vor.  

Eine Ausnahme von der Zweckbindung ist gemäss § 19 Abs. 2 nur zulässig, wenn die Verwendung 
zu nicht statistischen Zwecken auf einer ausdrücklichen gesetzlichen Grundlage beruht oder die Ein-
willigung der betroffenen Personen vorliegt. Der Bund und diverse Kantone sehen vor, dass die Zu-
stimmung schriftlich zu erfolgen hat. Vorliegend wird bewusst auf das Schriftformerfordernis verzich-
tet um weitere mögliche (insbesondere elektronische) Formen der Zustimmung ebenfalls zuzulassen. 
In der Praxis wird es immer erforderlich sein, dass der Nachweis der Zustimmung erbracht werden 
kann. Stand heute ist demnach die Zustimmung entweder schriftlich oder dann mit qualifizierter 
elektronischer Signatur einzufordern. Ausfluss des Zweckbindungsgebots ist schliesslich auch, dass 
die kantonale Statistikstelle in Bezug auf Daten natürlicher und juristischer Personen von den Best-
immungen über das Archivwesen § 43 ff. IDAG und damit insbesondere auch von der Anbietepflicht 
ausgenommen ist. Dies wird mit dem zweiten Satz von § 19 Abs. 1 zur Klarheit ausdrücklich festge-
halten. 

Eine gesetzliche Ausnahme von der Zweckbindung ist im dritten Absatz von § 19 enthalten, wonach 
das Statistische Amt dem verantwortlichen öffentlichen Organ festgestellte Mängel der von ihm gelie-
ferten Daten zu melden hat. Dies ist mit Blick auf die Datenqualität sowohl beim Statistischen Amt als 
auch beim öffentlichen Organ, bei dem diese Daten ihren Ursprung haben, angezeigt. Im Rahmen 

                                                   
24 BFS/KORSTAT, Charta Öffentliche Statistik der Schweiz, a.a.O., S. 8. 
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der Datenerhebung plausibilisiert und bereinigt das Statistische Amt die Ursprungsdaten (beispiels-
weise mittels Vergleichen innerhalb des Datensatzes, mit Vorjahresdaten und/oder Abgleiche mit Re-
gisterdaten). Um die Datenqualität nachhaltig zu verbessern, ist es unumgänglich, dass die Korrektu-
ren an allfällig fehlerhaften Ursprungsdaten beim Datenlieferanten in dessen Quellsystemen 
erfolgen. Entspricht das Quellsystem einem kantonal geführten Register, ist die entsprechende regis-
terführende Stelle in der Verantwortung. Für die Personendaten, das heisst für Daten, die sich auf 
eine bestimmte oder bestimmbare natürliche Person beziehen, hält § 10 Abs. 1 IDAG ausdrücklich 
fest, dass diese Daten "richtig" sein müssen, weshalb sich auch aus diesem Grund die vorliegende 
Ausnahme rechtfertigt. Der Staat soll von natürlichen und juristischen Personen nur korrekte Daten 
bearbeiten. 

§  20 Statistikgeheimnis 
1 Mit statistischen Tätigkeiten betraute Personen müssen alle Daten über natürliche und juristische Personen 
geheim halten, die sie bei ihrer Arbeit wahrnehmen. Diese Pflicht gilt auch nach Beendigung der Tätigkeit. 
2 Werden verwaltungsexterne Personen mit statistischen Tätigkeiten betraut, sind sie vertraglich auf die Wah-
rung des Statistikgeheimnisses gemäss Absatz 1 zu verpflichten. 

Wie zu § 19 erläutert, ist neben der Zweckbindung auch das Statistikgeheimnis elementar für das 
Vertrauen in die öffentliche Statistik beziehungsweise vorliegend in die statistische Tätigkeit des Kan-
tons. Gemäss der Charta Öffentliche Statistik der Schweiz (vgl. Prinzip 10, Statistikgeheimnis)25 ist 
die gesetzliche Verankerung der statistischen Geheimhaltung der erste Indikator für die Umsetzung 
des Statistikgeheimnisses.  

§ 20 Abs. 1 verpflichtet sämtliche gemäss diesem Gesetz mit statistischen Tätigkeiten betrauten Per-
sonen, die Daten natürlicher oder juristischer Personen streng vertraulich zu behandeln und keine 
statistischen Daten zu verbreiten, aus welchen Rückschlüsse auf einzelne Personen gezogen wer-
den können. Diese Pflicht gilt auch nach Beendigung der entsprechenden Tätigkeit, also zeitlich un-
beschränkt. Das Statistikgeheimnis haben alle Personen zu wahren, die mit statistischen Tätigkeiten 
gemäss der Definition in § 3 Abs. 1 betraut sind. Insbesondere haben sich demnach auch Personen, 
welche in der kantonalen Verwaltung, in den Gemeinden und bei übrigen Stellen zur Mitwirkung an 
Erhebungen beigezogen werden oder welche Daten nach § 21 erhalten, an das Statistikgeheimnis 
zu halten. 

Aufgrund des als Fremdänderung zum neuen Bundesgesetz über die Informationssicherheit beim 
Bund (Informationssicherheitsgesetz, ISG) vom 18. Dezember 202026 beschlossenen neuen Art. 320 
Abs. 1 des Schweizerischen Strafgesetzbuchs vom 21. Dezember 1937 (SR 311.0; StGB) ist vorlie-
gender Absatz 2 juristisch eigentlich nicht mehr erforderlich, da neu auch Hilfspersonen vom Amts-
geheimnis umfasst sind. Mit Blick auf die Wichtigkeit des Statistikgeheimnisses und die Gefahr, dass 
Dritte allenfalls nicht an Art. 320 Abs. 1 StGB denken, erscheint es dennoch angezeigt, dass die Sta-
tistikproduzenten (das heisst das Statistische Amt und die weiteren Statistikproduzenten gemäss § 7 
Abs. 1) gesetzlich verpflichtet werden, verwaltungsexterne Personen, die mit statistischen Tätigkei-
ten betraut sind, vertraglich auf die Wahrung des Statistikgeheimnisses gemäss vorliegendem Ab-
satz 1 zu verpflichten. 

§  21 Weitergabe von Einzeldaten 
1 Das Statistische Amt kann für nichtkommerzielle Zwecke der Forschung und Wissenschaft Einzeldaten in ano-
nymisierter Form an Organisationen und Institutionen ausserhalb der kantonalen Verwaltung weitergeben, so-
fern daraus keine Rückschlüsse auf Einzelpersonen möglich sind.  

                                                   
25 BFS/KORSTAT, Charta Öffentliche Statistik der Schweiz, a.a.O., S. 8. 

26 BBl 2020 9975 - Bundesgesetz über die Informationssicherheit beim Bund (Informationssicherheitsgesetz, ISG) (admin.ch). 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2020/2696/de
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2 Den Organisationen und Institutionen sind durch Vertrag sinngemäss die Pflichten gemäss den §§ 16 Abs. 1, 
19 Abs. 1 und 2, 20 Abs. 1, 22 sowie 23 Abs. 1 zu überbinden. Zudem sind sie vertraglich zur unwiderruflichen 
Löschung der Daten nach Erfüllung des Bearbeitungszwecks, spätestens aber nach fünf Jahren, zu verpflich-
ten.  
3 Das Statistische Amt darf mit Genehmigung des Regierungsrats Adressdaten für Befragungen zu statistischen 
Zwecken weitergeben.  

Die Weitergabe von Einzeldaten der Bundesstatistik richtet sich nach Bundesrecht. Mit § 21 wird für 
die Weitergabe von Einzeldaten der Kantonsstatistik eine von § 19 IDAG abweichende, restriktivere 
Spezialregelung geschaffen. Dies daher, weil für Einzeldaten der Statistik einerseits die Zweckbin-
dung (§ 19) gilt und andererseits mit statistischen Tätigkeiten betraute Personen dem Statistikge-
heimnis (§ 20) unterstehen. Vorab darf einzig das Statistische Amt gestützt auf das Statistikgesetz 
Einzeldaten an Dritte weitergeben, den weiteren Statistikproduzenten ist dies untersagt. Weiter dür-
fen lediglich Einzeldaten der Kantonsstatistik in anonymisierter Form und sofern daraus keine Rück-
schlüsse auf Einzelpersonen möglich sind, an Organisationen und Institutionen ausserhalb der kan-
tonalen Verwaltung weitergegeben werden. Zudem dürfen die Datenempfängerinnen und -empfän-
ger die Daten einschränkend einzig für nichtkommerzielle Zwecke der Forschung und Wissenschaft 
bearbeiten. 

Mit Absatz 2 wird an die Weitergabe von Einzeldaten gemäss Absatz 1 die Bedingung gebunden, 
dass die datenempfangenden Organisationen und Institutionen durch Vertrag einerseits sinngemäss 
die Pflichten gemäss den §§ 16 Abs. 1 (Schutz der Daten durch die erforderlichen und verhältnis-
mässigen organisatorischen und technischen Massnahmen), 19 Abs. 1 und 2 (Zweckbindung), 20 
Abs. 1 (Statistikgeheimnis), 22 (Ergebnisse sind zu veröffentlichen oder zugänglich zu machen) so-
wie gemäss § 23 Abs. 1 (Ergebnisse dürfen unentgeltlich verwendet und weitergegeben werden) 
aufzuerlegen sind. Zum anderen wird die vertragliche Verpflichtung vorausgesetzt, dass die daten-
empfangenden Organisationen und Institutionen die Daten nach Erfüllung des Bearbeitungszwecks, 
spätestens jedoch nach fünf Jahren, unwiderruflich löschen. 

Die Aufbereitung von Adressdaten für Befragungen gehört zu den übrigen Dienstleistungen des Sta-
tistischen Amts gemäss § 24. Damit der Adressauszug eine repräsentative Befragung ermöglicht, 
werden Adressdaten geschichtet gezogen, beispielsweise um verschiedene Alterskohorten ange-
messen zu berücksichtigen. Auch können mittels errechneter Korrekturfaktoren basierend auf der 
Bevölkerungsstruktur die eingehenden Antworten gewichtet werden. Die Dienstleistung beinhaltet 
somit weit mehr als einen reinen Adressauszug. Aufgrund der Normierung, dass Einzeldaten nur in 
anonymisierter Form weitergegeben werden dürfen (Abs. 1), liegt in Absatz 3 eine Sonderregelung 
für Adressdaten vor, da es in der Natur von Adressdaten liegt, dass ein Personenbezug gegeben ist. 
Adressdaten dürfen jedoch nur mit Genehmigung des Regierungsrats und einzig für Befragungen zu 
statistischen Zwecken weitergegeben werden. Einerseits wird damit die Hürde für die Dienstleistung 
entsprechend hoch gesetzt und andererseits gibt der regierungsrätliche Beschluss die politische Le-
gitimation. Jüngste Beispiele für Adressauszüge waren solche für die Befragung im Rahmen von 
«Aargau 2030» (Auftraggeberin: Staatskanzlei), die Bevölkerungsbefragung im Rahmen der Evalua-
tion der dualen Polizeiorganisation des Kantons Aargau (2020; Auftraggeber: Departement Volkswirt-
schaft und Inneres) oder «Fokus Aargau: Nachbefragungen anlässlich von Wahlen und Abstimmun-
gen im Kanton Aargau, 2018-2021» (Auftraggeberin: Zentrum für Demokratie; unterstützt durch den 
Swisslos Fonds). 

Kapitel: 5. Veröffentlichungen und Dienstleistungen 

Die Paragrafen dieses Kapitels regeln die Veröffentlichung und Verwendung der statistischen Ergeb-
nisse. Grundsätzlich soll die öffentliche Statistik als ein Service public angesehen werden, deren Er-
gebnisse veröffentlicht oder auf eine andere Weise zugänglich gemacht werden müssen (§ 22). 
Dazu gehört auch die freie und kostenlose Verwendung der veröffentlichten Ergebnisse durch Dritte 
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(§ 23). Schliesslich soll das Statistische Amt auch Dienstleistungen, die über den Grundauftrag nach 
§ 6 Abs. 1 hinausgehen, für andere Verwaltungsstellen sowie mit Zurückhaltung auch für Personen 
und Organisationen ausserhalb der Verwaltung erbringen können (§ 24). 

§  22 Veröffentlichungen 
1 Die Statistikproduzenten veröffentlichen ihre statistischen Ergebnisse objektiv und unparteilich. Nicht veröffent-
lichte Ergebnisse werden auf geeignete Weise zugänglich gemacht. 
2 Unter Vorbehalt einer gesetzlich vorgeschriebenen Veröffentlichung dürfen die Ergebnisse keine Rückschlüsse 
auf die Verhältnisse von Einzelpersonen ermöglichen, welche die betroffene Person nicht schon allgemein zu-
gänglich gemacht hat. 
3 Die Statistikproduzenten geben bei statistischen Ergebnissen Begriffsdefinitionen an und dokumentieren Erhe-
bungs- und Auswertungsmethoden. 

Absatz 1 verankert die Pflicht zur Veröffentlichung beziehungsweise zur Zugänglichmachung statisti-
scher Ergebnisse. Dies ist die Garantie dafür, dass die Ergebnisse der Statistik alle interessierten 
Kreise erreichen und in deren Lagebeurteilung und Meinungsbildung einfliessen können. Die wich-
tigsten statistischen Ergebnisse sollen aktiv verbreitet werden. Die objektive und unparteiliche Dar-
stellung bedingt insbesondere auch, dass die Wahl des Veröffentlichungskanals sowie der Veröffent-
lichungszeitpunkt unabhängig zu erfolgen hat und die statistischen Ergebnisse allen interessierten 
Personenkreisen gleichzeitig frei zugänglich sind. Insbesondere dürfen statistische Ergebnisse von 
den Statistikproduzenten nicht gewertet werden. Die objektive und unparteiliche Veröffentlichung von 
statistischen Ergebnissen ist ein Indikator für das Grundprinzip Nr. 7 der Charta Öffentliche Statistik 
der Schweiz27. Da es aus Kapazitätsgründen nicht möglich sein dürfte, sämtliche Ergebnisse zu ver-
öffentlichen, wird die Veröffentlichungspflicht insofern eingeschränkt, dass Ergebnisse auch lediglich 
auf Nachfrage hin zugänglich gemacht werden können. Diese Pflicht beschränkt sich jedoch auf be-
reits bestehende Ergebnisse. Die Statistikproduzenten haben auch dafür zu sorgen, dass Personen, 
die sich für statistische Ergebnisse der Kantonsstatistik an sie wenden, bedient werden. Dazu gehö-
ren mündliche Auskünfte am Telefon oder die Lieferung beziehungsweise Übermittlung veröffentlich-
ter Ergebnisse wie auch die Bedienung mit Ergebnissen, die ein Statistikproduzent zwar erstellt, aber 
nicht veröffentlicht hat und nur auf Anfrage bereithält. Der Begriff des Zugänglichmachens deckt 
diese Diffusionsformen ab. Jeder Statistikproduzent ist für die Diffusion seiner Ergebnisse selber ver-
antwortlich. 

Mit dem zweiten Absatz dieser Bestimmung wird der Datenschutz betreffend veröffentlichte statisti-
sche Ergebnisse sichergestellt. Grundsätzlich dürfen die Ergebnisse nicht so fein untergliedert sein, 
dass Dritte aus einer Statistik ihnen bisher nicht bekannte und auch nicht öffentlich zugängliche Infor-
mationen über einzelne Personen oder Unternehmen entnehmen können. Eine Ausnahme besteht 
dort, wo eine Veröffentlichung gesetzlich vorgeschrieben ist. Aufgrund von § 21 Abs. 3 darf das Sta-
tistische Amt Adressdaten für Befragungen zu statistischen Zwecken weitergeben. 

Absatz 3 dient der Transparenz und Nachvollziehbarkeit betreffend die veröffentlichten statistischen 
Ergebnisse. Dazu gehört insbesondere die Dokumentation der Ergebnisse mittels Metadaten, was 
dem Verständnis und der korrekten Verwendung der statistischen Ergebnisse dient. 

§  23 Verwendung 
1 Veröffentlichte oder zugänglich gemachte statistische Ergebnisse können mit Quellenhinweis ohne urheber-
rechtliche Bewilligung unentgeltlich verwendet und wiedergegeben werden. 
2 Der Regierungsrat kann für die Verwendung oder Weitergabe zu Erwerbszwecken durch Verordnung eine Be-
willigungs- und Gebührenpflicht vorsehen. 

                                                   
27 BFS/KORSTAT, Charta Öffentliche Statistik der Schweiz, a.a.O., S. 8. 
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Absatz 1 trägt der Tatsache Rechnung, dass statistische Ergebnisse ein öffentliches Gut darstellen, 
welches möglichst breit genutzt werden soll. Entsprechend sollen die veröffentlichten oder zugäng-
lich gemachten Ergebnisse von allen Personen unter Angabe der jeweiligen Quelle frei verwendet 
werden dürfen, ohne dafür eine urheberrechtliche Bewilligung einholen zu müssen. Die Service-
public-Funktion der öffentlichen Statistik sieht auch vor, dass die veröffentlichten Ergebnisse unent-
geltlich zur Verfügung stehen und weiterverwendet werden dürfen. Durch die Pflicht zur Angabe der 
Quelle soll einerseits sichergestellt werden, dass Dritte öffentlich und unentgeltlich zur Verfügung 
stehende Daten nicht über einen anderen Kanal verkaufen, andererseits können Nutzende dadurch 
die von Dritten verwendeten Informationen überprüfen. 

Mit Absatz 2 wird dem Regierungsrat die Möglichkeit eingeräumt, für die Verwendung oder Weiter-
gabe von statistischen Ergebnissen zu Erwerbszwecken Ausnahmen von der freien Verwendung 
vorzusehen. Damit kann der Regierungsrat bei Bedarf eine Bewilligungs- und Gebührenpflicht für 
den kommerziellen Gebrauch von statistischen Ergebnissen des Kantons einführen. Dieser Vorbe-
halt steht insbesondere auch in Zusammenhang mit noch nicht vorhersehbaren technischen Entwick-
lungen im Bereich der Diffusion von Daten. Stand heute hätte demnach der Regierungsrat auf Stufe 
Verordnung Gebühren gestützt auf den Rahmen von § 1 Abs. 1 lit. a des Dekrets über die durch den 
Staat zu beziehenden Gebühren vom 23. November 1977 (SAR 661.110), das heisst, von Fr. 10.– 
bis Fr. 60'000.– zu normieren. 

§  24 Übrige Dienstleistungen 
1 Das Statistische Amt kann im Auftrag der Verwaltungseinheiten des Kantons und für öffentlich-rechtliche Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen sowie für vom Kanton beherrschte privatrechtliche Institutionen statisti-
sche Tätigkeiten gegen kostendeckende Entgelte erbringen. 
2 Es kann im Rahmen seiner Möglichkeiten und mit Zurückhaltung für Personen und Organisationen ausserhalb 
der Kantonsverwaltung bereits bei ihm vorhandene Daten gegen Gebühr auswerten.  

Absatz 1 ermöglicht dem Statistischen Amt, neben seinem Grundauftrag zusätzliche Dienstleistun-
gen für Verwaltungseinheiten innerhalb des Kantons sowie für andere öffentliche Organe (unter an-
derem Gemeinden) zu erbringen. Dabei handelt es sich um Dienstleistungen, die über den Grund-
auftrag gemäss § 6 Abs. 1 hinausgehen.  

Die entsprechenden Aufwände für verwaltungsinterne Dienstleistungsaufträge sind gestützt auf § 3 
Abs. 1 VAF intern zu verrechnen. Bei umfangreichen oder wiederkehrenden Leistungsbezügen sind 
deren Grundsätze in mehrjährigen Leistungsvereinbarungen festzulegen (§ 4 Abs. 2 VAF). Im Um-
kehrschluss heisst dies, dass sämtliche anderen Aufgaben des Statistischen Amts gemäss § 6 
Abs. 1 für die Verwaltungsstellen des Kantons, insbesondere die Beratung, unentgeltlich erfolgen.  

Verwaltungsexterne Dienstleistungen an andere öffentliche Organe sind entsprechend der Bestim-
mung von § 46 GAF kostendeckend zu entgelten. Die Einzelheiten sind in den entsprechenden Ver-
trägen zu regeln. 

Absatz 2 weitet den Adressatenkreis für übrige Dienstleistungen des Statistischen Amts auf Perso-
nen und Organisationen ausserhalb der Staatssphäre aus. Hierzu können insbesondere Unterneh-
men, Interessengruppen, wissenschaftlichen Institute, Medien oder Personen in Ausbildung gehören. 
Mit solchen privatwirtschaftlichen Dienstleistungen können Konflikte zu privaten Dienstleistungser-
bringern im Bereich der Statistik entstehen, weshalb sie nur in eng begrenztem Rahmen möglich 
sein sollen. Demnach soll die Tätigkeit der kantonalen Statistikstelle für Dritte einerseits auf die Aus-
wertung von vorhandenen Daten bei der kantonalen Statistikstelle eingeschränkt werden. Daraus 
ergibt sich, dass das Statistische Amt weder aus weiteren Verwaltungsdaten noch durch Direkt- oder 
Indirekterhebung Daten für Dritte ausserhalb der Kantonsverwaltung erheben darf. Andererseits sol-
len solche Tätigkeiten mit "Zurückhaltung", das heisst, nur dann, wenn keine offensichtliche Konkur-
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renz zu privaten Dienstleistungserbringern ersichtlich ist, erfolgen dürfen. Die vorgesehene Gebüh-
renpflicht richtet sich nach der Gebührengesetzgebung, die für Dienstleistungen und die Benutzung 
von öffentlichen Einrichtungen entsprechende Gebührentatbestände kennt (vgl. § 1 Abs. 1 lit. f des 
Dekrets über die durch den Staat zu beziehenden Gebühren beziehungsweise das künftige Gebüh-
rendekret). 

Kapitel: 6. Schlussbestimmung 

§  25 Inkrafttreten 
1 Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Die Inkraftsetzung des Statistikgesetzes wird mit Absatz 1 dem Regierungsrat delegiert, damit dieser 
die Inkraftsetzung mit der zu erlassenden Verordnung sowie allfälligen weiteren Umsetzungsarbeiten 
abstimmen kann. 

7.2 Fremdänderung 

Gesetz über die Register und das Meldewesen (Register- und Meldegesetz, RMG) 

§  21 Zugriff und Datenbekanntgabe 

Bestehende Formulierung 

5 Der für die Erstellung von Statistiken zuständigen kantonalen Behörde dürfen alle, auch besonders schützens-
werte, Personendaten im Abrufverfahren bekannt gegeben werden, wenn die Voraussetzungen von § 19 IDAG 
eingehalten sind. 

Neue Formulierung: 

5 Dem Statistischen Amt werden alle, auch besonders schützenswerte, Personendaten im Abrufverfahren be-
kannt gegeben. 

Die geltende Regelung wird einerseits insofern angepasst, als neu das Statistische Amt ausdrücklich 
erwähnt wird. Andererseits entfällt die Einschränkung von § 19 IDAG, da der Umgang mit den Daten 
durch Statistik Aargau nunmehr im Statistikgesetz selbständig normiert ist. Die Spezialregelung be-
treffend das kantonale Einwohnerregister ist nach wie vor aufgrund des Umstands gerechtfertigt, 
dass die Datenqualität im Erhebungsprozess von unterschiedlichen Datensätzen zu verschiedenen 
Zeitpunkten im Jahresverlauf mittels aktuellster Daten aus dem kantonale Einwohnerregister plausi-
bilisiert und verbessert werden können. 

8. Auswirkungen 

8.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton 

Die neue Gesetzgebung regelt primär die bestehende Praxis und hat somit keine direkten personel-
len und finanziellen Auswirkungen für den Kanton. Das Gesetz wird vorausschauend formuliert, in-
dem Grundsätze (zum Beispiel kantonale Verwaltungs- und Registerdaten vor Indirekterhebung und 
vor Direkterhebung) festgeschrieben werden. Wie die dadurch geschaffenen Potenziale der öffentli-
chen Statistik genutzt werden, hängt von der künftigen Nachfrage nach öffentlichen Statistiken und 
den politisch dafür zur Verfügung gestellten Ressourcen (Personal und IT) ab. Verschiedene Mass-
nahmen führen zu schwer quantifizierbaren Kosteneinsparungen. Dies betrifft etwa den Grundsatz, 
dass der Kanton die für seine statistischen Tätigkeiten erforderlichen Daten in erster Linie aus beste-
henden kantonalen Datenbeständen bezieht (Mehrfachnutzung vorhandener Daten, §§ 10 und 11). 
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Indirekte Auswirkungen sind denkbar, beispielsweise in Fällen, in denen die Bearbeitung und die Be-
reitstellung von Daten ermöglicht wird, welche bisher nicht möglich waren. Es werden auch vermehrt 
Einnahmen durch statistische Leistungen an Dritte möglich werden (Drittmittel).  

8.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft und die Gesellschaft 

Für die Wirtschaft und die Gesellschaft, das heisst für die Bevölkerung des Kantons, bringt die vorge-
schlagene Lösung verschiedene Vorteile. Vorab wird durch die neue Gesetzgebung für die öffentli-
che Statistik Transparenz und damit Rechtssicherheit geschaffen. Der Vorrang der Datenbeschaf-
fung aus bestehenden Datenbeständen (§§ 10 und 11) und die Verknüpfung vorhandener Daten 
über Identifikatoren (§ 18) entlastet sowohl natürliche als auch juristische Personen. Weiter ergeben 
sich durch den "open government data" (OGD)-Grundsatz für Unternehmen und Privaten neue Mög-
lichkeiten zur eigenen Information aber auch zur Weiterverwendung von offenen Behördendaten (§§ 
22 und 23). 

8.3 Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima 

Durch die Publikation von statistischen Ergebnissen im "open government data" (OGD)-Grundsatz 
ergeben sich für Wirtschaft und Private neue Möglichkeiten zur eigenen Information aber auch zur 
Weiterverwendung von offenen Behördendaten. Dies kann sich beispielsweise positiv auf die Kreis-
laufwirtschaft und Innovation im Umweltbereich oder Klimaschutz auswirken. Damit kann mit positi-
ven, indirekten Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima gerechnet werden.  

8.4 Auswirkungen auf die Gemeinden 

Die bestehende Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden wird im bestehenden Rahmen 
weitergeführt. Die Regelung gilt für die Gemeinden nur dann, wenn sie im Auftrag des Kantons sta-
tistische Tätigkeiten ausführen. Gemeindeeigene öffentliche Statistiken basieren auf autonomen, 
kommunalen gesetzlichen Grundlagen. 

Für die Gemeinden ist kein zusätzlicher Aufwand ersichtlich. Insbesondere werden keine neuen Er-
hebungen veranlasst. Vielmehr profitieren die Gemeinden von verbesserten statistischen Aktivitäten 
des Kantons. Sie erhalten dadurch auch mehr statistische Informationen zu ihrer eigenen Entwick-
lung.  

8.5 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen 

Durch die Schaffung von klaren Rechtsgrundlagen vereinfacht sich die Beziehung zum Bund. Dies in 
erster Linie dadurch, dass für den Erhalt von Einzeldaten des Bundesamts für Statistik (BFS) eine 
solche Rechtsgrundlage gefordert wird. Zudem findet eine gewisse Angleichung an das Bundesrecht 
statt. Dank klarer gesetzlicher Grundlagen über die Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortungen 
von Statistik Aargau fallen viele Unsicherheiten, insbesondere betreffend Datenschutz, weg. 

Mit der neuen Kompetenz des Regierungsrats, interkantonale Verträge betreffend Statistik selbst ab-
zuschliessen (§ 9), wird die interkantonale Zusammenarbeit erleichtert. 

9. Weiteres Vorgehen 

Freigabe Anhörung durch Regierungsrat 18. Mai 2022 

Anhörung Juni – August 2022 

Verabschiedung Botschaft 1. Beratung Anfang November 2022 

1. Beratung im Grossen Rat 4. Quartal 2022 / 1. Quartal 2023 

Verabschiedung Botschaft 2. Beratung 2. Quartal 2023 



 

 42 von 42 
 

2. Beratung Grosser Rat, inkl. Redaktionslesung 2. / 3. Quartal 2023 

Referendumsfrist 4. Quartal 2023 

Inkrafttreten 1. Januar 2024 
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